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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, 
Kroll-Schlüter, Burger, Frau Schleicher, Orgaß, Sauer (Salzgitter), 
Braun und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2414 — 

betr. Situation der Kinder in Deutschland 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat mit Schreiben vom 7. März 1975 — 014 — 
GA 7 — 49 — 231 — 2707 — 89 — namens der Bun- 
desregierung die Große Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 

1. Worauf führt die Bundesregierung den seit Jah- 
ren andauernden Geburtenrückgang, der seit Be- 
ginn der 70er Jahre bereits kräftige Geburten- 
defizite zur Folge hat, zurück? Teilt die Bundes- 
regierung unsere Auffassung, daß dieser Ge- 
burtenrückgang seine Ursachen auch in einer 
mangelnden Fürsorge des Bundes für die Fa- 
milien mit Kindern und in einer Kinderfeind- 
lichkeit unserer Gesellschaft hat? 

Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit der 
Beantwortung verschiedener parlamentarischer An- 
fragen zur Bevölkerungsentwicklung erklärt, daß 
der z. Z. in der Bundesrepublik Deutschland beob- 
achtete Geburtenrückgang der deutschen Bevölke- 
rung auf vielschichtigen Ursachen beruht. Sie hat 
dabei auch zum Ausdruck gebracht, daß die bisheri- 
gen Erkenntnisse und Erklärungsgründe für die Ur- 
sachen und Auswirkungen des Geburtenrückgangs 
nicht ausreichend sind und daß daher eine Verbes- 
serung der demographischen Forschungstätigkeit 
für notwendig gehalten wird. Mit dieser Aufgabe ist 
insbesondere das im vergangenen Jahr errichtete 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung beauf- 
tragt worden. 

Die bisherigen Forschungsergebnisse stützen sich 
fast ausschließlich auf die Auswertung amtlicher Be- 
völkerungsstatistiken. Dabei lassen sich nur mittel- 
bar Erklärungsgründe für den Rückgang der Gebur- 


tenzahlen finden; sie sind überwiegend beschreiben- 
der, statistischer Art, wie etwa Veränderungen in 
der Altersstruktur der Bevölkerung, Zusammen- 
hänge zwischen Geburtenentwicklung, Alter der 
Mutter und Zahl der Kinder, Häufigkeit und Zeit- 
punkt der Geburt dritter und weiterer Kinder, Die- 
sen statistisch quantifizierten Einflußfaktoren, die 
den Geburtenrückgang nur zu einem geringen Teil 
zu erklären vermögen, stehen eine Reihe anderer 
Faktoren gegenüber, von denen feststeht, daß sie 
nachhaltigen Einfluß auf die Zahl und Häufigkeit der 
Geburten haben. Das Bundesinstitut für Bevölke- 
rungsforschung hat langfristige Untersuchungen 
hierüber aufgenommen. 

Erste vorläufige Forschungsergebnisse zeigen, daß 
der Geburtenrückgang nicht aus einem oder meh- 
reren unabhängig voneinander bestehenden Grün- 
den zu erklären ist. Es sind vielmehr bestimmte 
Komplexe wirksam, die sich über Langzeit-Motiva- 
tionsstudien erfassen lassen. Besondere Bedeutung 
kommt dem Komplex Kinder wünsch im Verhältnis 
zu Ausbildung, Berufstätigkeit und Emanzipations- 
grad der Frau zu. Bei Frauen mit mangelnder schu- 
lischer Ausbildung, die nicht oder nur mit mangeln- 
der beruflicher Ausbildung am Berufsleben teilneh- 
men, ist der stärkste Rückgang des ursprünglich 
höher liegenden Kinderwunsches nach der Geburt 
des ersten Kindes zu verzeichnen, Kinderwünsche, 
die bei der noch kinderlosen Frau bzw. dem Ehepaar 
im Durchschnitt bei 2,5 Kindern liegen, reduzieren 
sich nach den Erfahrungen mit dem ersten Kind auf 
1,8 Kinder (einschließlich dieses ersten Kindes); 
diese reduzierten Kinderwünsche werden, wie die 
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tatsächliche Geburtenentwicklung zeigt, auch weit- 
gehend realisiert. Frauen mit besserer schulischer 
Ausbildung, die auch häufiger und besser beruflich 
vorgebildet am Berufsleben teilnehmen, zeigen da- 
gegen einen deutlich geringeren Rückgang des Kin- 
derwunsches nach Geburt des ersten Kindes. Die 
einzige Sozialschicht, die sich hinsichtlich der Kin- 
derwünsche und der Realisierung der gewünschten 
Kinderzahl von den vorgenannten Werten deutlich 
nach oben abhebt, sind die bildungs- und einkom- 
mensmäßig in der Spitzengruppe rangierenden, zah- 
lenmäßig allerdings nicht sehr starken Teile der 
Bevölkerung. 

Hinsichtlich des Einflusses antikonzeptioneller 
Methoden und Mittel kann nach den bisherigen Er- 
kenntnissen davon ausgegangen werden, daß ihr 
vermehrter Gebrauch nicht gleichbedeutend mit 
einer Verdrängung des Wunsches nach Kindern ist, 
sondern daß mit Hilfe dieser Methoden Zahl und 
Zeitpunkt der Geburt der Kinder besser mit wirt- 
schaftlichen, beruflichen und anderen Überlegungen 
zur Lebensgestaltung in Einklang gebracht werden 
können. 

Ein weiterer Einflußfaktor, der bereits jetzt auf- 
grund einer faktorenanalytischen Untersuchung und 
von Motivationsstudien deutlicher hervortritt, ist 
in der Wohnungssituation gegeben. Der bereits frü- 
her mehrfach diskutierte Zusammenhang zwischen 
Wohnungsgröße und Kinderzahl erfaßt das Pro- 
blem nicht in vollem Umfang. Die vom Bundes- 
institut für Bevölkerungsforschung durchgeführten 
Untersuchungen zeigen, daß es sich hierbei weniger 
um eine Frage der Quadratmeter, sondern vielmehr 
um das Wohnen in Ein- oder Zweifamilienhäusern 
handelt. Die Wohnverhältnisse in Ein- oder Zwei- 
familienhäusern bieten offenbar im Gegensatz zu 
den Wohnverhältnissen in Mehrgeschoßhäusern 
günstigere kindgemäße Entfaltungsmöglichkeiten. 

Endgültige Aussagen über weitere Ursachen des 
Geburtenrückgangs und ihr quantitatives Ausmaß 
können erst nach Vorliegen weiterer Forschungser- 
gebnisse des Bundesinstituts für Bevölkerungsfor- 
sdiung gemacht werden. 

Nach den bisherigen Erkenntnissen kann davon aus- 
gegangen werden, daß das Maß an öffentlichen Lei- 
stungen für die Familie, wie z. B. die Höhe des Kin- 
dergeldes, für den Geburtenrückgang nicht ursäch- 
lich ist. Der Geburtenrückgang ist eine Erscheinung, 
die keineswegs auf die Bundesrepublik Deutschland 
beschränkt ist, sondern in zahlreichen europäischen 
Ländern festzustellen ist. 

Die Bundesregierung ist im übrigen nicht der Auf- 
fassung, daß die Fürsorge des Bundes für Familien 
mit Kindern — wie die Fragesteller unterstellen — 
unzureichend ist. Durch vielfältige Maßnahmen zur 
Verbesserung der ökonomischen, sozialen und kultu- 
rellen Lage der Familien und Gesetzesvorschläge zu 
familienrechtlichen Reformen hat die Bundesregie- 
rung deutlich gemacht, welch hohen Stellenwert sie 
der Familie in der Gesellschaft einräumt. Die Bun- 
desregierung bemüht sich darüber hinaus im Rah- 
men ihrer Öffentlichkeitsarbeit auf kinderfreund- 
lichere Einstellungen in der Gesellschaft hinzuwir- 


ken. Sie hält es im übrigen nicht für gerechtfertigt, 
generell von einer kinderfeindlichen Gesellschaft zu 
sprechen. 

2. Welche Erwartungen hat die Bundesregierung 
in bezug auf die Entwicklung der Geburten- 
ziffern in den nächsten Jahren? Welchen Beitrag 
kann die Bundesregierung dafür leisten, daß die 
Zahl der Geburten nicht weiter sinkt, sondern 
wenigstens wieder so weit steigt, daß der Be- 
stand des deutschen Volkes in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sich nicht weiter vermindert? 

In der zuletzt im Januar 1973 vom Statistischen 
Bundesamt durchgeführten Bevölkerungsvoraus- 
schätzung für das Bundesgebiet wurde hinsichtlich 
der künftigen Geburtenziffern von zwei verschiede- 
nen Annahmen ausgegangen. Es wurde einmal un- 
terstellt, daß die für das Jahr 1972 ermittelten alters- 
spezifischen Fruchtbarkeitsziffern bis zum Ende der 
Vorausschätzungsperiode 1. Januar 2000 konstant 
bleiben; diese Annahme hat sich bereits auf Grund 
der Geburtenentwicklung der Jahre 1973 und 1974 
als zu hoch erwiesen. In einer zweiten Annahme 
wurde für 1973 bis 1975 eine gleichmäßige Reduzie- 
rung der Geburtenhäufigkeiten um insgesamt 9 Vo 
angesetzt; ab 1975 wurde unterstellt, daß die dann 
erreichten Geburtenraten konstant bleiben. Inwie- 
weit diese Annahme zutreffend ist, kann z. Z. noch 
nicht zuverlässig beurteilt werden, da es auch hier 
an den bereits in der Antwort auf Frage 1 erwähn- 
ten Forschungsergebnissen über das generative Ver- 
halten der Bevölkerung fehlt. 

Schon die Fragestellung geht im Grunde davon aus, 
daß die Bundesrepublik Deutschland heute eine 
optimale Bevölkerungsgröße habe, eine weitere 
Verringerung nachteilig sei und auf längere Sicht 
Gefahren für die Lebens- und Entwicklungschancen 
des deutschen Volkes mit sich bringe. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
optimale Bestandsgröße einer Bevölkerung nicht fest- 
gestellt werden kann. Sie sieht sich auf der Grund- 
lage unserer durch die Verfassung garantierten frei- 
heitlichen und sozialen Rechtsordnung, die Ehe und 
Familie unter ihren besonderen Schutz stellt, ver- 
pflichtet, allen Bürgern das Recht auf ein Leben un- 
ter menschenwürdigen Bedingungen zu gewährlei- 
sten; dabei darf das Recht der Eheleute über Zahl 
und Zeitpunkt der Geburt ihrer Kinder frei und 
verantwortlich zu entscheiden, nicht in Frage ge- 
stellt werden. Der Schutz von Ehe und Familie ver- 
pflichtet den Staat allerdings weder dazu, die kin- 
derreiche Familie als bevölkerungspolitisches Ziel 
anzustreben, noch ist der Staat gehindert, unter Re- 
spektierung der vollen Freiheit des einzelnen auf 
eine bestimmte Bevölkerungsentwicklung hinzuwir- 
ken. 

Eventuelle Maßnahmen der Bundesregierung, die 
Zahl der deutschen Bevölkerung im Sinne der Frage- 
stellung konstant zu halten, wären nur unter Beach- 
tung dieser Kriterien und nach Vorliegen weiterer 
wissenschaftlicher Forschungsergebnisse möglich. 
Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
auf Grund der vorliegenden Erkenntnisse bereits 
jetzt der Zeitpunkt zum Einsatz direkter bevölke- 
rungspolitischer Maßnahmen gekommen wäre. 
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Sie hat allerdings Vorsorge getroffen, daß die Ver- 
änderungen in der Bevölkerungsstruktur, ihre Ur- 
sachen und Wirkungen sorgfältiger als bisher analy- 
siert und wissenschaftlich fundierte Entscheidungs- 
grundlagen bereitgestellt werden, die den verant- 
wortlichen Stellen Kriterien an die Hand geben, um 
auf die Richtung einer bestimmten Bevölkerungs- 
entwicklung Einfluß nehmen zu können, wenn dies 
gesamtgesellschaftlich angezeigt sein sollte. 

3. Welche Auswirkungen werden die schon einge- 
tretenen und noch zu erwartenden Geburten- 
rückgänge auf die Alters- und Erwerbsstruktur 
der deutschen Bevölkerung haben? Welche Fol- 
gen wird der Geburtenrückgang insbesondere 
für die Altersversorgung der heute im Erwerbs- 
leben stehenden Generation haben? 

Nach den Vorausschätzungen der deutschen Bevöl- 
kerung durch das Statistische Bundesamt (Stand 
1. Januar 1972) nimmt die Zahl der Kinder unter 
sechs Jahren von 1973 bis 1980 um etwa 1,2 Mil- 
lionen ab. Relativ wird die Zahl der unter 6jährigen 
an der Bevölkerung in dieser Zeit von rd. 8 % auf 
rd. 6 Vo zurückgehen. Gleichfalls abnehmen wird der 
Anteil der Personen in schulischer oder beruflicher 
Ausbildung unter 20 Jahren. Da der Anteil der 65- 
jährigen und älteren weniger stark zunimmt als der 
Anteil aller unter 20jährigen abnimmt, wird der 
relative Anteil der 20- bis unter 65jährigen bezogen 
auf die Gesamtbevölkerung, sogar noch etwas zu- 
nehmen. Die seit 1965 zahlenmäßig schwächeren 
Geburtsjahrgänge erreichen erst nach 1980 bzw. 
1985 das erwerbsfähige Alter. Durch den Eintritt 
geburtenstarker Jahrgänge in das Erwerbsleben ab 
1977 wird die Zahl der Erwerbspersonen zunächst 
sogar zunehmen. Durch das Heranwachsen jüngerer 
Frauen aus den geburtenstarken Jahrgängen der 
50er und 60er Jahre werden die Geburtenzahlen 
voraussichtlich auch auf längere Sicht konstanter 
verlaufen. Offen ist allerdings, ob die Annahme 
konstanter Fruchtbarkeitsziffern ab 1976 auch bei 
den zukünftigen Bevölkerungsvorausschätzungen 
noch aufrechterhalten werden kann; gesicherte Aus- 
sagen über das generative Verhalten in der Zukunft 
sind nicht möglich. Inwieweit demographische 
Schwankungen die Erwerbsstruktur nach 1985 nach- 
teilig beeinflussen, hängt wesentlich von der Er- 
werbsbeteiligung der dann im erwerbsfähigen Alter 
stehenden Personen ab. 

Auswirkungen auf das Beitragsaufkommen der Ren- 
tenversicherungen infolge der Geburtenentwicklung 
können nur dann entstehen, wenn bei gleichbleiben- 
dem Beitragssatz die Zahl der Versicherten zurück- 
geht. Die Zahl der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Geborenen darf aber nicht mit der Zahl der 
künftigen Versicherten gleichgesetzt werden. Die 
heute Geborenen treten frühestens nach 15 Jahren 
in das Erwerbsleben ein. Wenn ihre Zahl abnimmt, 
muß nicht gleichzeitig auch die Zahl der Versicher- 
ten abnehmen. Die geringere Zahl der erwerbsfähi- 
gen Bevölkerung kann auch durch eine stärkere 
Erwerbsbeteiligung ausgeglichen werden. Sollte 
allerdings eine durch den Geburtenrückgang ver- 
ringerte Nachfrage nicht durch Nachfrageumschich- 


tung ausgeglichen werden können und dies eine 
Verringerung des Angebots an Arbeitsplätzen zur 
Folge haben, dann könnten sich nach 1990 Auswir- 
kungen auf die Beitragseinnahmen der Rentenver- 
sicherungen ergeben. Grundsätzlich wird sich der 
Geburtenrückgang nicht zwangsläufig nachteilig auf 
die Altersversorgung der heutigen Beitragszahler 
aus wirken, 

4. Wie hat sich in den vergangenen Jahren die 
Mütter- und Säuglingssterblichkeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland und in vergleichbaren 
anderen Ländern entwickelt? Teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung, daß unzureichende 
Schutzfristen im Mutterschutzgesetz, das weit- 
gehende Fehlen von Zentren für Risikogeburten 
und unzulängliche Hilfen für alleinstehende 
Mütter Ursachen für die Mütter- und Säuglings- 
sterblichkeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind? Welche Konzeption hat die Bundes- 
regierung für die Verringerung der Mütter- und 
Säuglingssterblichkeit? 

Die Säuglingssterblichkeit hat sich in den letzten 
Jahren in allen miteinander vergleichbaren Ländern 
verringert. Ähnliches ist für die absoluten Zahlen 
auch bei der Müttersterblichkeit festzustellen. Dies 
trifft auch für die Bundesrepublik Deutschland zu. 
Allerdings zeigen sich beim Ausmaß der Verbesse- 
rungen zwischen den einzelnen Staaten z. T. erheb- 
liche Unterschiede. Auf welche Ursachenbündel dies 
zurückzuführen ist, läßt sich derzeit nicht exakt 
sagen. Trotz einiger einschränkender Bemerkungen, 
die zur Korrektur des Eindruckes erforderlich sind, 
der sich aus dem bloßen Vergleich von Zahlen er- 
geben könnte, geht die Bundesregierung davon aus, 
daß die Säuglingssterblichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland höher liegt als sie nach dem Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse auf der Grundlage 
des bestehenden Gesundheitssystems sein könnte. 
Sie ist deshalb gemeinsam mit den für das Gesund- 
heitswesen zuständigen Ministern und Senatoren 
der Bundesländer bemüht, durch gezielte Forschun- 
gen neue Wege zu erschließen, um insgesamt die 
Möglichkeiten zur Senkung der Säuglingssterblich- 
keit besser ausschöpfen zu können. Auf der 34. Ge- 
sundheitsministerkonferenz am 3./4. Oktober 1974 
sind dazu konkrete Vorstellungen entwickelt wor- 
den. 

Die Höhe der Säuglingssterblichkeit ist von einer 
Vielzahl unterschiedlicher, von einander zumeist un- 
abhängiger Faktoren abhängig. Eine Vergleichbar- 
keit der Landesstatistiken ist deshalb nur gegeben, 
wenn diese Faktoren in den zu vergleichenden 
Ländern gleich starke Einflüsse haben. Solche Fak- 
toren sind z. B, Gebäralter der Mütter, weil sehr 
frühes und sehr spätes Gebäralter mit einer höheren 
Säuglingssterblichkeit gekoppelt sind; der Anteil 
lediger Mütter ist von Bedeutung, weil bei diesen 
die Säuglingssterblichkeit der häufig nicht erwünsch- 
ten Kinder doppelt so hoch liegt wie bei verheira- 
teten Müttern; die ungünstigeren äußeren Lebens- 
umstände haben einen bedeutenden Anteil an der 
Höhe der Säuglingssterblichkeit, weil sie zu einer 
„Labilisierung der Schwangerschaft" und zu einer 
Verkürzung der Tragzeiten führen, so daß diese 
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Kinder weniger reif als andere geboren werden, was 
sich in dem bei ihnen festzustellenden niedrigeren 
Geburtsgewicht zu erkennen gibt; schließlich haben 
Einflüsse wie Rauchen während der Schwanger- 
schaft, Fehlernährung, um nicht „zu dick" zu werden, 
aber auch die ganz allgemein zu beobachtenden Ver- 
änderungen des Körperbaues im Sinne eines Hoch- 
Schlank-Wuchses mit seinen Konsequenzen für die 
Beckenmaße Bedeutung. Zu den Negativfaktoren 
zählt auch die mangelhafte Beteiligung an Vorsorge- 
untersuchungen. Alle diese Faktoren müßten stan- 
dardisiert werden, wenn die Statistiken direkt ver- 
gleichbar sein sollen. 

Da trotz der Festlegung durch die Weltgesundheits- 
organisation unterschiedlich bei der Feststellung 
verfahren wird, was eine Fehlgeburt, eine Totgeburt 
oder eine Lebendgeburt ist, ergeben sich für die 
Statistik erst recht voneinander abweichende Aus- 
gangsbasen. Dies ist eine wesentliche Schwäche, die 
zu Verzerrungen der tatsächlichen Situation führen 
kann, wenn die Ausgangslage nicht berücksichtigt 
wird. 

Die von der Weltgesundheitsorganisation vorgege- 
benen Zeichen des Lebens — • Einsetzen der Lungen- 
atmung, Pulsieren der Nabelschnur, Puls- bzw. Herz- 
schlag — werden in der Bundesrepublik im Sinne 
einer Aufreihung definiert, d. h., eines fieser Le- 
benszeichen reicht aus, um das Kind als Lebendge- 
burt zu registrieren. In anderen Staaten werden zwei 
Merkmale verknüpft. Daraus folgt, daß in der Bun- 
desrepublik die Sterblichkeit am Tag der Geburt 
besonders hoch sein muß und sie beträgt tatsächlich 
rund ein Drittel aller Säuglingssterblichkeitsfälle. 
Es folgt gleichzeitig daraus, daß in anderen Staaten 
der Anteil der Totgeburten relativ höher liegen muß 
als der in der Bundesrepublik. Dies läßt sich im 
Vergleich mit anderen Staaten auch feststellen. So 
haben die in der Gesamtsäuglingssterblichkeit bes- 
ser liegenden Länder, Deutsche Demokratische Repu- 
blik und Norwegen, einen etwa gleich hohen Stand 
der Totgeburtenhäufigkeit. Die Definitionsschwierig- 
keiten gehen noch weiter, weil die Totgeburten und 
die unmittelbar unter der Geburt verstorbenen Kin- 
der noch nach der Körperlänge unterschieden wer- 
den, wobei diejenigen mit weniger als 35 cm Kör- 
perlänge als Fehlgeburten eingestuft werden kön- 
nen, und damit überhaupt nicht registriert zu wer- 
den brauchen. Diese definitorischen Unterschiede 
haben, wie sich zeigt, erhebliches Gewicht für die 
ausgewiesenen Zahlen der Säuglingssterblichkeits- 
statistiken. 

Wie unübersichtlich die Situation ist, zeigt schon der 
Vergleich für die Jahre 1961 bis 1973 zwischen den 
Bundesländern, für die anzunehmen ist, daß die 
Verhältnisse, welche auf die Säuglingssterblichkeit 
Einfluß haben, ungleich ähnlicher sind als zwischen 
verschiedenen Staaten. 

Im nationalen Vergleich zeigt sich ein durchschnitt- 
licher Rückgang der Säuglingssterblichkeit von 31,9 
im Jahre 1961 auf 22,7 in 1973. Das sind absolut 9,2 
Punkte und relativ 28,8 Dieser Rückgang ist nicht 
kontinuierlich verlaufen und auch im Vergleich der 
einzelnen Bundesländer stark abweichend. Dem ste- 


tigen Rückgang bis zum Jahre 1968 folgte ein leich- 
ter Anstieg, der bis zum Jahre 1972 abgebaut wer- 
den konnte, allerdings im Jahre 1973 wieder einen 
Rückschlag erfuhr. Der Abstand zwischen dem Bun- 
desland mit der niedrigsten und dem mit der höch- 
sten Säuglingssterblichkeit betrug bis zum Jahre 
1960 zwischen 10,0 und 11,0 Punkten, sank danach 
ab und erreichte 1973 die geringste Differenz von 
rd. 5,0 Punkten. Die Gesamtsituation in den einzel- 
nen Bundesländern hat sich also angenähert. Der 
Rückgang im Vergleich der Jahre 1961/1973 ist ent- 
sprechend unterschiedlich. Er betrug maximal 11,5 
Punkte, minimal 3,9 Punkte. Aus alledem ergibt sich, 
daß deT statistische Vergleich allein kein genügend 
sicheres Instrument zur Messung der tatsächlichen 
Verhältnisse ist. 

Im internationalen Vergleich mit 25 europäischen 
Ländern lag die Bundesrepublik 1971 an 12. Stelle, 
nahm also eine Mittelstellung ein. Die nordischen 
Länder haben seit längerem die günstigsten Posi- 
tionen, besser liegen auch die Niederlande, die 
Schweiz, Frankreich, Großbritannien und die Deut- 
sche Demokratische Republik. Würde für das ge- 
samte Bundesgebiet der günstigste in einem Bun- 
desland verzeichnete Wert erreicht werden können, 
würde die Rangposition im internationalen Ver- 
gleich um mehrere Stellen verbessert. 

Bei der Müttersterblichkeit liegen die Verhältnisse 
nicht ganz so schwierig. Grundsätzlich aber ist hier 
auch der direkte Vergleich internationaler Statisti- 
ken nur dann eine sichere Aussage, wenn erkenn- 
bare Negativfaktoren standardisiert werden. So 
spielt beispielsweise das Lebensalter offenbar eine 
erhebliche Rolle, denn bei Frauen im Alter von 35 
und mehr Jahren liegt die Müttersterblichkeit vier 
Mal so hoch wie bei jüngeren Frauen. Entbindungs- 
komplikationen, die bei sorgfältigen Vorsorgeunter- 
suchungen wenigstens teilweise vermieden werden 
könnten, nehmen unter den Todesursachen mit 29 Vo 
den höchsten Anteil ein. Komplikationen im Wo- 
chenbett führten bei 24 Vo der gestorbenen Mütter 
zum Tode und dabei muß angenommen werden, ob- 
wohl bislang darüber keine verwertbaren Zahlen 
vorliegen, daß hier ein erheblicher Anteil auf Haus- 
geburten entfällt. Auch die Müttersterblichkeit ist 
in den Ländern des Bundesgebietes stark unter- 
schiedlich. Die Bundesregierung ist bemüht, durch 
geeignete Aufklärungsmaßnahmen die Inanspruch- 
nahmefrequenz bei den Vorsorgeuntersuchungen 
während der Schwangerschaft wesentlich zu erhöhen, 
damit die Risikoschwangerschaften besser erfaßt 
werden können, die einer frühzeitigen stationären 
Beobachtung und Vorbereitung zugeführt werden 
müssen. Es ist zu erwarten, daß allein dadurch ein 
erheblicher Rückgang der Müttersterblichkeitsfälle 
erreicht weden kann. Die regelmäßige und frühest- 
mögliche Beiziehung von Kinderfachärzten nach der 
Geburt wird dazu beitragen, die Säuglingssterblich- 
keit zu senken. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
weitere Ausdehnung der Schutzfristen des Mutter- 
schutzgesetzes eine Senkung der Mütter- und Säug- 
lingssterblichkeit nicht erwarten läßt. Dies zeigt die 
letzte Änderung der Schutzfristen im Jahre 1965. 
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Damals ist die Schutzfrist vor der Entbindung ein- 
heitlich auf sechs Wochen und die Schutzfrist nach 
der Entbindung von sechs auf acht Wochen (für Müt- 
ter nach Früh- und Mehrlingsgeburten einheitlich 
auf zwölf Wochen) verlängert worden. Eine wesent- 
liche Verringerung der Mütter- und Säuglingssterb- 
lichkeit ist hierdurch nicht eingetreten. Für diese 
Auffassung spricht ferner, daß Länder mit einer nie- 
drigeren Säuglingssterblichkeit keine längeren 
Schutzfristen haben als die Bundesrepublik Deutsch- 
land. Dagegen ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß die Mütter- und Säuglinssterblichkeit wei- 
ter gesenkt werden könnte, wenn die Frauen die 
ärztiche Betreuung während der Schwangerschaft 
und nach der Entbindung sowie die Möglichkeit der 
Klinikentbindung stärker als bisher in Anspruch 
nehmen würden. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage zur Situation des Gesundheitswesens 
in der Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 
7/2421 vom 26. Juli 1974) zur Frage der Säuglings- 
sterblichkeit, insbesondere im internationalen Ver- 
gleich Stellung genommen. 

5. Wie haben sich die Selbstmordziffern von 
Kindern in den letzten Jahren entwickelt? Was 
sind die Ursachen dieser Selbstmorde? Welchen 
Beitrag kann die Bundesregierung zur Ver- 
ringerung dieser Selbstmordziffern leisten? 

12. Wie hat sich im Vergleich zu anderen Ländern 
die Kinderkriminalität in den vergangenen 
Jahren entwickelt? Was sind die Ursachen der 
wachsenden Kinderkriminalität? Welche Vor- 
stellungen hat die Bundesregierung zur Be- 
kämpfung der Kinderkriminalität? 

16. Wie viele Kinder reißen jährlich von zu Hause 
aus? Wie viele Kinder werden jährlich ver- 
mißt? Was sind die Gründe? Welchen Beitrag 
kann die Bundesregierung dafür leisten, das 
Problem der kindlichen Ausreißer zu lösen? 

Die Fragen werden zusammen beantwortet, weil für 
die angesprochenen kindlichen Handlungsweisen 
die gleichen Einflußfaktoren ursächlich sind. 

Statistiken 

Kinderselbstmord 

Kürzliche Pressemeldungen, nach denen sich die Zahl 
der Selbstmorde von Kindern unter 15 Jahren in 
den letzten 20 Jahren verdoppelt habe, finden in den 
Statistiken keine Stütze. Selbsttötung im kindlichen 
Alter ist nach wie vor eine Ausnahme geblieben. 

Bei der Bewertung der folgenden vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichten Zahlen ist zu bedenken, 
daß im Jahre 1956 das Saarland und im Jahre 1960 
Berlin West in die Statistiken aufgenommen wurde. 
In den Jahren 1949 bis 1955 stieg die Zahl der Kin- 
derselbstmorde von 24 auf 58 an, sank dann wieder 
ab und pendelte von 1959 bis 1964 zwischen 42 und 
49. Ab 1965 war sodann erneut ein Anstieg von 56 
auf 87 im Jahre 1970 festzustellen, dem wiederum 


ein Rückgang folgte (1971: 74; 1972: 58). Auf die 
Altersgruppe bis zu neun Jahren entfielen bis zu 
4 Fälle von Selbsttötung jährlich, zumeist lag die 
Zahl bei 1 bis 2 Fällen. 

Die Zahl der Jungen, die im kindlichen Alter Selbst- 
mord verübten, ist wesentlich höher als die der 
Mädchen. Es überwiegt weitaus die Selbsttötung 
durch Erhängen oder Ersticken. Daneben spielt zah- 
lenmäßig nur noch die Vergiftung eine Rolle, wobei 
der Anteil der Jungen und Mädchen nahezu gleich 
ist. Von Bedeutung ist, daß das Wissen um den Tod 
im Kindesalter noch wenig entwickelt ist. 

Straffälligkeit von Kindern 

Mit dem Anwachsen der Jugendkriminalität in der 
Bundesrepublik Deutschland stieg auch die Zahl der 
Straftaten von strafunmündigen Kindern unter 14 
Jahren an. Die Kriminalstatistik weist folgenden 
prozentualen Anteil der Kinder an der Gesamtzahl 
der Tatverdächtigen aus: 


1959: 

3,2 

1964 

5,5 

1969: 6,7 

1960: 

3,5 

1965 

5,7 

1970: 7,1 

1961: 

3,5 

1966 

5,7 

1971: 7,1 

1962: 

3,8 

1967 

5,7 

1972: 6,9 

1963: 

4,8 

1968 

6,3 

1973: 7 


Zu berücksichtigen ist bei den statistischen Anga- 
ben, daß die Zahl der Täter sich nach der Zahl der 
Verfahren richtet. Mehrfachtäter, die in verschiede- 
nen Verfahren erfaßt wurden, erscheinen in der Sta- 
tistik als mehrere Täter. Die tasächliche Zahl kind- 
licher Straftäter ist also geringer, wobei nicht fest- 
stellbar ist, um wieviel. Für die Jahre 1969 bis 1973 
ergeben sich aus der Statistik folgende Täterzahlen: 


Jahr j 

insgesamt 

männlich 

1 weiblich 

1969 

66 051 

57 462 

8 589 

1970 

72 263 

61 501 

10 762 

1971 

70 777 

60 016 

10 761 

1972 

71 279 1 

59 749 

11 530 

1973 ' 

72 333 ' 

60 813 

11 520 


Bei unterschiedlichen Täterzahlen ist der prozentuale 
Anteil an der Gesamtzahl der Täter in den Jahren 
1970 bis 1973 nahezu gleichgeblieben. 

In den Altersstufen bis zu sechs Jahren spielt die 
Straffälligkeit von Kindern praktisch keine, bis zu 
neun Jahren nur eine geringe Rolle. Sie erstreckt 
sich fast völlig auf die zehn- bis dreizehnjährigen 
Kinder. Fast die Hälfte aller Straftäter im Kindes- 
alter ist älter als elf Jahre. 

Nach den Kriminalstatistiken der Jahre 1969 bis 
1973 liegt das zahlenmäßige Schwergewicht der 
Straftaten von Kindern bei folgenden Delikten (die 
Prozentzahlen beziehen sich auf die Gesamtzahl der 
von der jeweiligen Tätergruppe begangenen Straf- 
taten) : 
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Kinder, männlich 



in ®/o 


1969 1 

1970 i 

1971 ! 

1972 1 

1973 

Einfacher 

Diebstahl 

53,4 

53,9 

54,1 

52,9 

54,4 

Schwerer 

Diebstahl . . 

16,2 

17,2 

22 

23,7 

24,3 

Sach- 

beschädigung 

nicht erfaßt 

14,3 

14,6 

13,9 

Brandstiftung . . 

5,1 

4,6 

6 

5,2 

5,1 


Kinder, 

weiblich 




in ®/o 


1969 1 

1970 1 

1971 1 

1972 1 

1973 


Einfacher 

Diebstahl 

76,8 

78,9 

78,9 

79 

78,4 

Schwerer 

Diebstahl 

5,5 

5,4 

6,1 

6,1 

7,3 

Sach- 

beschädigung 

nicht erfaßt 

5,4 

5,5 

5,5 

Brandstiftung . . 

3,7 

3,2 

nicht erfaßt 



Berichte aus anderen Ländern zeigen, daß auch in 
anderen Staaten ein Ansteigen der Straftaten von 
Kindern zu beobachten ist. 

Jugendliche Ausreißer 

Die polizeilichen Statistiken weisen nur die Zahlen 
der vermißten Personen aus. Ausreißer sind darin 
enthalten, werden aber nicht gesondert erfaßt. Im 
Jahre 1973 wurden im Bundesgebiet und Berlin 
(West) insgesamt 30 761 Personen als vermißt ge- 
meldet, darunter 16 122 (52,4 Vo) Jugendliche und 
5 877 (19,1 ö/o) Kinder. 

Die Statistiken ergeben auch keine zahlenmäßige 
Aufschlüsselung der Ausreißer aus Heimen und 
Pflegefamilien. Nach Erfahrungsberichten von Erzie- 
hungsberatungsstellen und Heimen ist in den letzten 
Jahren eine rückläufige Tendenz hinsichtlich des 
Weglaufens festzustellen. 

Ursachen 

Die Ursachen der angesprochenen kindlichen Ver- 
haltensweisen sind in zahlreichen Faktoren unter- 
schiedlicher Art zu suchen, so daß sidi ein einseiti- 
ges Ursadie-Wirkung-Denken verbietet. Untersu- 
chungen der Einflußfaktoren für die Straffälligkeit 
von Kindern, Kinderselbstmord oder Weglaufen von 
Zuhause zeigen, daß die Ursachen meist in ungünsti- 
gen familialen Verhältnissen, andererseits aber auch 
in Mängeln der sozialen Umwelt liegen. 


Diese Faktoren können wie folgt beschrieben wer- 
den: 

— Ungünstige wirtschaftliche, soziale oder kultu- 
relle Situation der Familie, z. B. ungenügendes 
Einkommen, schlechte Wohnverhältnisse, soziale 
Isolierung 

— Besondere Familienstruktur, z. B. Fehlen eines 
oder beider Elternteile, Krankheit der Eltern, Fa- 
milien mit zu großer Kinderzahl, besondere Fälle 
von Einzelkindfamilien 

— Unzulängliche oder mangelhafte Familienverhält- 
nisse, z. B. zerrüttete Ehe, unzureichende Erzie- 
hung der Kinder, Trunksucht der Eltern 

— Mangelnde Fähigkeit einzelner Familien, sich den 
Lebens- und Arbeitsbedingungen der modernen 
Gesellschaft anzupassen 

— Fehlende Fähigkeit der Familie, nachteilige äu- 
ßere Einflüsse zu verarbeiten 

— Einflüsse durch sozialisationsschädliche Umweit- 
strukturen, wie z. B. durch die Ghettosituation 
in sozialen Brennpunkten, durch fehlende Kom- 
munikationsmögiichkeiten oder mangelndes Ver- 
ständnis der Umwelt für die Bedürfnisse und Ent- 
wickiungsmöglichkeiten der Kinder. 

Das auslösende Moment für Selbstmord oder Weg- 
laufen ist meist nicht ein singuläres Ereignis, son- 
dern das Zusammentreffen mehrerer ungünstiger 
Faktoren. So kann eine seit längerem bestehende 
Konfliktsituation durch einen verhältnismäßig ge- 
ringfügigen Anlaß — schlechte Schulleistung, Vor- 
würfe, Furcht vor Bestrafung — so unerträglich für 
das Kind werden, daß es keinen anderen Ausweg 
weiß. Verstärkt werden Kurzschlußhandlungen die- 
ser Art durch seelische und geistige Entwicklungskri- 
sen. Es ist zu vermuten, daß durch die Akzeleration 
der körperlichen Reifung Entwicklungskrisen heute 
in einem früheren Alter auftreten als bei Kindern 
vergangener Zeiten. 

Auch Vergehen gegen die Strafrechtsbestimmungen 
sind auf mehrere Einflußfaktoren zurückzuführen 
und erfordern eine sehr differenzierte Beurteilung. 

Wie die sozialwissenschaftliche Forschung aufweist, 
sind strafrechtliche Vergehen des Kindes nicht Aus- 
druck von „Frühkriminalität", sondern Symptom 
einer Fehlentwicklung. Die Bezeichnung „Kinderkri- 
minalität" für die Begehung von Straftaten durch 
Kinder ist insofern mißverständlich und unzuläng- 
lich. Die Erkenntnis des Unrechtsgehalts einer straf- 
baren Handlung ist meist noch wenig ausgeprägt, 
und die Tatmotive sind vielfach andere als bei Ju- 
gendlichen oder Erwachsenen. Die Kinderdelinquenz 
folgt anderen Regeln als die von Strafmündigen. Da 
ihr bislang im Schatten der Jugendkriminalität zu 
wenig Beachtung geschenkt worden ist, sind die vor- 
handenen Erkenntnisse noch lückenhaft. 

Maßnahmen 

Der Personalisations- und Sozialisationsprozeß in 
den ersten Lebensjahren des Kindes wird in ent- 
scheidendem Maße von der Familie geprägt. Daher 
begünstigen oder verursachen Spannungen und Kon- 
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flikte in der Familie vielfach kindliches Fehlverhal- 
ten und machen es erforderlich, daß prophylaktische 
Bemühungen sich in erster Linie auf den familialen 
Bereich erstrecken. Dabei kann sich die Aufmerksam- 
keit nicht allein auf Familien richten, die sich offen- 
sichtlich in Schwierigkeiten befinden; auch anschei- 
nend problemlose Familien müssen berücksichtigt 
werden. 

Im Rahmen der Vorbeugung gegen Sozialisations- 
mängel von Kindern mißt die Bundesregierung den 
Maßnahmen der Eltern- und Familienbildung größte 
Bedeutung bei. Sie ist der Auffassung, daß Eltern- 
bildung auf der Grundlage umfassender Informa- 
tionen über den Entwicklungsprozeß des Kindes und 
über die Vermittlung von Einsichten in das familiale 
Zusammenleben maßgeblich dazu beiträgt, Erzie- 
hungsunsicherheiten und Erziehungsdefizite abzu- 
bauen. Die Bildungsarbeit auf dem Sektor Ehe und 
Familie zielt darauf ab, die Selbstverantwortung der 
Familie zu stärken und sie bei der Erfüllung ihrer 
Erziehungsaufgabe zu unterstützen sowie Schwie- 
rigkeiten auf dem Wege zur partnerschaftlichen Fa- 
milie auszuräumen. Wie eine im Aufträge des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
durchgeführte empirische Untersuchung des institu- 
tioneilen Ehe- und Familienbildungsangebots in der 
Bundesrepublik Deutschland zeigt, ist der Bereich 
der Elternbildung noch erheblich entwicklungsfähi- 
ger. Damit der Familie die notwendige Hilfe zuteil 
wird, fördert die Bundesregierung die Neufassung 
und Verbreitung sogenannter „Elternbriefe", die auf 
bestimmte Problemlagen von Eltern oder Kindern 
abzielende Hinweise und Ratschläge enthalten. Diese 
Briefe werden erstmalig anläßlich der Geburt eines 
Kindes an die jungen Eltern übersandt und bis zum 
Erreichen des Schulalters des Kindes in periodischen 
Abständen, entsprechend den Entwicklungsstufen, 
kostenlos zugestellt. Ferner werden vom Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft ein Projekt 
„Elternbildung im Medienverbund" sowie ein Vor- 
haben „Entwicklung von Begleitkursen in Einrich- 
tungen der Weiterbildung zum pädagogischen Kon- 
textprogramm Elternbildung des ZDF" gefördert. 

Ein weiteres vom Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft gefördertes Medienprogramm zur Fort- 
bildung von Erzieherinnen behandelt zentrale Erzie- 
hungsfragen. Teile dieses Programms wurden zur 
Elternbildung vom ZDF in die Serie „Ich bin fünf" 
übernommen. Darüber hinaus beabsichtigt der Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit im 
Rahmen eines Untersuchungsauftrages die derzeiti- 
gen Elternbildungsangebote analysieren zu lassen 
und mit daran sich anschließenden Modellmaßnah- 
men Anregungen für die Fortentwicklung von El- 
ternbildung zu geben, über die dem Jugendamt im 
Rahmen der Hilfen für Mutter und Kind vor und 
nach der Geburt bereits heute obliegenden Aufgabe 
hinaus strebt der Referentenentwurf eines Jugend- 
hilfegesetzes eine Verbesserung der rechtlichen 
Grundlage zur Förderung familienergänzender und 
familienunterstützender Maßnahmen an. 

Neben dem Ausbau der Möglichkeiten von Eltern- 
und Familienbildung hält die Bundesregierung eine 
Verbesserung der familienpolitisch orientierten Be- 


ratungsangebote für erforderlich. Das gilt für Ehe-, 
Familien- und Erziehungsberatung ebenso wie für 
Beratung über Familienplanung, Beratung über so- 
ziale Hilfen, Schwangerschaft und Sexualberatung. 
Der Referentenentwurf eines Jugendhilfegesetzes 
sieht auch hier konkrete Verpflichtungen vor, die 
sich an die öffentlichen Träger der Jugendhilfe rich- 
ten. Entscheidende Impulse zur qualitativen Verbes- 
serung der Beratungsangebote will ein vom Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit geför- 
dertes Modellprogramm geben. Dabei wird auf die 
Verbesserung des Beratungsangebots durch perso- 
nelle und materielle Ausstattung der Beratungsstelle, 
durch Weiterbildung des Personals und durch An- 
wendung von Beratungshilfen Wert gelegt. Von be- 
sonderem Gewicht im Rahmen dieses Modellpro- 
gramms ist ferner die Untersuchung von Möglich- 
keiten, das Beratungsbedürfnis von Bevölkerungs- 
schichten zu befriedigen, die erfahrungsgemäß von 
Beratungsangeboten wenig Gebrauch machen. 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung zahlreiche 
Modellversuche zur Verbesserung der Bildungsbe- 
ratung, der schulpsychologischen Einzelfallhilfe und 
der Kooperation verschiedener Beratungsdienste un- 
tereinander. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen den 
Jugendministern der Länder und dem Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit wurden 
einheitliche Richtlinien für die Erziehungsberatung 
erarbeitet, die deren Leistungsfähigkeit gewährlei- 
sten und Maßstäbe für die Errichtung neuer Bera- 
tungsstellen setzen. 

Einen Überblick über öffentliche und private Akti- 
vitäten zur Früherkennung und Behandlung verhal- 
tensgestörter Kinder hat der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit in dem als Bro- 
schüre veröffentlichten Bericht „Gefährdete Kinder 
und Jugendliche" gegeben, der für die 13. Konfe- 
renz Europäischer Minister für Familienfragen im 
Jahre 1973 erstellt worden ist. 

Im Rahmen eines psycho-sozialen Langzeitpro- 
gramms werden derzeit Hilfen entwickelt, die der 
Früherkennung und -erfassung gefährdet erschei- 
nender Kinder und Jugendlicher dienen, durch die 
eine rechtzeitige Krisenintervention durchgeführt 
werden kann. 

Bei der Beurteilung sozialisationsschädlicher Ein- 
flüsse des sozialen Umfeldes der Familie berück- 
sichtigt die Bundesregierung, daß insbesondere die 
Wohnung und die Umgebung der Wohnung ein 
wichtiges Erfahrungsfeld für die Sozialisation des 
Kindes ist. Es geht ihr darum, die der Technisierung, 
Urbanisierung und Rationalisierung immanenten so- 
zialisationsschädlichen Einflußfaktoren abzubauen. 
Die Bemühungen, die für die Entwicklung des Kin- 
des notwendigen Bewegungs- und Spielmöglichkei- 
ten zu verbessern, haben dabei besonderes Gewicht. 
In dem von der Bundesregierung vorgelegten Ge- 
setzentwurf für die Neuregelung des Städtebau- 
rechts und im Referentenentwurf eines Jugendhilfe- 
gesetzes sind Verpflichtungen enthalten, die die 
rechtlichen Voraussetzungen für die kinder- und 
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familienfreundliche Gestaltung des Wohnbereiches 
verbessern. 

Daneben nimmt die Bundesregierung durch eigene 
oder von ihr geförderte Öffentlichkeitsarbeit auf die 
Bereitschaft Einfluß, den Lebens- und Entwicklungs- 
bedürfnissen des Kindes Rechnung zu tragen und 
mit dabei zu helfen, daß auch Kinder ihre Rechte 
wahrnehmen können. Für eine kinderfreundliche 
Einstellung wirbt AKTION GEMEINSINN mit ihrer 
Kampagne unter dem Motto „Macht Kindern nicht 
das Leben schwer". In einer gleichnamigen Bro- 
schüre werden insbesondere anhand von praktischen 
Beispielen Vorschläge gemacht, wie Gewohnheiten 
und Verhaltensweisen zu ändern sind. Darüber hin- 
aus wird zur Einzelinitiative und zur Mitwirkung 
in bestehenden Erziehungseinrichtungen ermutigt. 
Zu weiteren Maßnahmen der Aufklärung wird auf 
die Antworten zu Fragen 9 und 10 verwiesen. 

Im Rahmen einer an Qualitätserfordernissen orien- 
tierten Wohnungsbaupolitik hat die Bundesregie- 
rung sozialwissenschaftliche Forschungsergebnisse 
über die Bedeutung von Wohnung und Wohnungs- 
umgebung für die individuelle Persönlichkeitsent- 
faltung und die Ausbildung familialer Beziehungen 
und Verhaltensweisen in die Planungen und gesetz- 
lichen Neuregelungen einbezogen und leistet mit der 
Förderung von Versuchs-, Vergleichs- und Demon- 
strativbauten und der Vergabe von Forschungsauf- 
trägen einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung und 
Analyse der Bedingungen, die für ein qualitativ be- 
friedigendes Wohnen gegeben sein müssen. 


6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die jähr- 
liche Zahl der Kindestötungen und Kindesmiß- 
handlungen? Wieviel Fälle kamen in den letzten 
Jahren zur Anklage? Wieviel Verurteilungen 
und Freisprüche wurden ausgesprochen? Wel- 
chen Beitrag kann die Bundesregierung zur 
Verringerung der Zahl der Kindestötungen und 
Kindesmißhandlungen leisten? 

Das Strafgesetzbuch kennt keinen besonderen Tat- 
bestand der „Kindesmißhandlung"; vielmehr kann 
dieser im Sprachgebrauch übliche Begriff auf die 
Verletzung mehrerer Straftatbestände zutreffen. 
Allerdings betreffen die §§ 223 b, 170 d StGB ganz 
oder überwiegend Handlungen, die als „Kindesmiß- 
handlungen" umschrieben werden können; § 223 b 
StGB stellt das Quälen oder rohe Mißhandeln von 
Kindern oder Jugendlichen sowie das Schädigen 
ihrer Gesundheit durch Vernachlässigung von Für- 
sorge- und Erziehungspflichten unter Strafe. Der 
durch das Vierte Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 23. November 1973 neu und effektiver gefaßte 
§ 170 d StGB schützt Jugendliche bis zu 16 Jahren 
gegen Vernachlässigung von Fürsorge- und Erzie- 
hungspflichten, wenn dadurch die Gefahr körper- 
licher oder psychischer Entwicklungsschäden hervor- 
gerufen wird. 

Die amtlichen Statistiken weisen hinsichtlich der 
§§ 223 b, 170 d StGB für die letzten Jahre folgende 
Zahlen aus: 


a) polizeiliche Kriminalstatistik 

(weist die der Kriminalpolizei auf Grund von An- 
zeigen, eigenen Ermittlungen oder sonst bekannt- 
gewordenen Fälle aus) ; 


für § 223 b StGB: 


für § 170 d StGB: 


1971 

1 512 Fälle, 

1972 

1611 Fälle, 

1973 

1 934 Fälle; 

1971 

906 Fälle, 

1972 

930 Fälle, 

1973 

978 Fälle. 


b) Strafverfolgungsstatistik 

(die Differenz zwischen Abgeurteilten und Verurteil- 
ten gibt die Zahl derjenigen Angeklagten wieder, 
die nicht verurteilt, sondern freigesprochen wurden 
oder hinsichtlich derer das Verfahren anderweitig 
endigte) : 


für § 223 b StGB: 

1969: 

384 Abgeurteilte/ 
260 Verurteilte, 


1970: 

397 Abgeurteilte/ 
279 Verurteilte, 


1971: 

405 Abgeurteilte/ 
286 Verurteilte, 


1972: 

363 Abgeurteilte/ 
275 Verurteilte, 


1973: 

397 Abgeurteilte/ 
267 Verurteilte; 

für § 170d StGB: 

1969: 

244 Abgeurteilte/ 
180 Verurteilte, 


1970: 

230 Abgeurteilte/ 
159 Verurteilte, 


1971: 

189 Abgeurteilte/ 
137 Verurteilte, 


1972: 

213 Abgeurteilte/ 
157 Verurteilte, 


1973: 

240 Abgeurteilte/ 
174 Verurteilte. 


Angaben über die Zahl der Kinder, welche Opfer 
anderer, nicht speziell zum Schutz von Kindern oder 
Jugendlichen geschaffener Straftatbestände — etwa 
der allgemeinen Körperverletzungstatbestände — 
wurden, können den neuerdings geführten „Opfer- 
statistiken" entnommen werden. 

Hierbei ist jedoch zu beachten, daß diese Aufstel- 
lungen nicht nach der Person des Täters (Eltern oder 
dritte Personen) und nicht nach dem Motiv der Ver- 
letzung differenzieren. 

Für alle Körperverletzungsdelikte außer §§ 223 b 
(s. o.), 226 (Todesfolge) und 230 (fahrlässige Körper- 
verletzung) lauten die Zahlen der Strafverfolgungs- 
statistik wie folgt: 

für §§ 223, 223 a, 224, 225 StGB: 

1969: 835 Abgeurteilte / 662 Verurteilte, 

1970: 784 Abgeurteilte / 612 Verurteilte, 

1971: 759 Abgeurteilte / 562 Verurteilte, 

1972: 819 Abgeurteilte / 592 Verurteilte. 
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über die Zahl der an den Folgen einer Mißhandlung 
gestorbenen Kinder geben die allgemeinen Statisti- 
ken wiederum keinen Aufschluß, da das Strafgesetz- 
buch einen Tatbestand der Tötung von Kindern nicht 
kennt (das Delikt „Kindestötung" — § 217 StGB 
stellt nur einen Privilegierungstatbestand für die 
Mutter dar, die ihr nichtehelidies Kind in oder gleich 
nach der Geburt tötet). Auch hier wird jedoch (inso- 
weit auch im Rahmen der polizeilichen Kriminal- 
statistik) eine besondere „Opferstatistik" geführt, 
der — mit den oben angeführten Vorbehalten — 
folgende Zahlen entnommen werden können: 

a) polizeiliche Kriminalstatistik 

für alle an Kindern verübte Straftaten mit Todes- 
folge (ohne Straßenverkehr, aber einschließlich fahr- 
lässiger Delikte) ; 

1969: 138 Opfer, 

1970: 145 Opfer, 

1971: 132 Opfer, 

1972: 114 Opfer, 

1973: 142 Opfer, 

1974: 110 Opfer. 

b) Straiveriolgungsstatistik 

(alle an Kindern verübte Straftaten mit Todesfolge, 
ohne Straßenverkehr und außer fahrlässigen Delik- 
ten) : 

1969: 82 Abgeurteilte / 64 Verurteilte, 

1970: 56 Abgeurteilte / 49 Verurteilte, 

1971: 47 Abgeurteilte / 39 Verurteilte, 

1972: 53 Abgeurteilte / 44 Verurteilte, 

1973: 51 Abgeurteilte / 41 Verurteilte. 

Die genannten statistischen Zahlen sind wegen der 
nicht zu ermittelnden Dunkelziffer nur von bedingter 
Aussagekraft. Die in der Literatur genannten abso- 
luten oder relativen Zahlen (beispielsweise 30 000 
Kindesmißhandlungen pro Jahr oder 95 Vo Dunkel- 
ziffer) beruhen auf schwer nachprüfbaren Schätzun- 
gen. Sicher kann allerdings angenommen werden, 
daß hinsichtlich der Kindesmißhandlungen mit töd- 
lichem Ausgang eine ähnlich hohe Dunkelziffer wie 
bei den sonstigen Kindesmißhandlungen nicht be- 
steht. 


Ursachen und Maßnahmen 

Um die Hintergründe von Kindesmißhandlung auf- 
zudecken, bedarf es einer intensiven Auseinander- 
setzung mit den Tätern, ihrer Psyche, ihrem Ver- 
halten, ihrer sozioökonomischen Situation sowie der 
familiären Verhältnisse. Dabei sind sowohl die Fa- 
milienverhältnisse zur Tatzeit als auch diejenigen, 
in denen der Täter aufwuchs, von entscheidender 
Bedeutung. 

Soziale Notstände wie unzureichende, beengte 
Wohnverhältnisse, wirtschaftliche Schwierigkeiten 
oder ungünstige Lebensbedingungen in sozialen 
Brennpunkten markieren häufig ein häusliches 


Klima, in denen sich Spannungen an hilf- und wehr- 
losen Kindern entladen. Solche Tatsituationen sind 
ferner durch psychische Anspannungen wie beruf- 
liche Überlastung der Eltern, unbewältigte persön- 
liche Probleme und zerrüttete Familienverhältnisse 
gekennzeichnet, so daß aggressive Handlungen als 
Lösungsversuch dieser Konflikte bewertet werden 
können. Zu diesen Faktoren tritt häufig Verständ- 
nislosigkeit gegenüber kleinkindgemäßen Verhal- 
tensweisen und ein Verharren in verfehlten Erzie- 
hungsmethoden, denen die Eltern schon in ihrer 
eigenen Kindheit unterworfen waren. Unfähig, die 
Anwendung von Erziehungsmitteln zu variieren, 
werden Kindesmißhandlungen von den einzelnen 
Tätern vielfach als berechtigte körperliche Erzie- 
hungsmaßnahme angesehen, wobei schwere körper- 
liche Schädigungen oder Tod des Kindes nicht be- 
absichtigt sind. Besonders gefährdet sind ungeliebte 
und unerwünschte Kinder, denen gegenüber die 
Eltern Abneigung oder Haß entwickeln. 

Gegenüber diesen Ursachen haben die aktuellen 
Anlässe wie z. B. Unsauberkeit, Verweigerung der 
Nahrungsaufnahme, Lärm, Ungehorsam, schulisches 
Versagen, kleine Verfehlungen der Kinder oder 
Trunkenheit des Täters für die als Bestrafung oder 
Erziehungsmittel motivierte Mißhandlung lediglich 
Auslöseeffekt für die bereits vorhandene Disposi- 
tion. Angesichts der vielschichtigen Ursachenzusam- 
menhänge von Kindesmißhandlung und der damit 
verbundenen Gefahr irreparabler psychischer und 
physischer Schäden bei Kindern haben Maßnahmen 
zur Vorbeugung vorrangige Bedeutung. 

Zu einem wesentlichen Teil sind auch hier die in 
der Beantwortung der Fragen 5, 12 und 16 auf ge- 
führten Maßnahmen der Bundesregierung geeignet, 
Kindesmißhandlungen vorzubeugen. Die Problema- 
tik der Schaffung familiengerechter Wohnungen ist 
in der Beantwortung der Frage 9 behandelt. Speziell 
zur Verhütung von Kindesmißhandlungen bedarf es 
einer besonderen sozialpädagogischen Betreuung der 
dafür disponierten Familien. 

Für besonders vordringlich hält die Bundesregierung 
alle Bemühungen, die auf eine Stärkung des Ver- 
antwortungsbewußtseins des einzelnen und der Ge- 
sellschaft abzielen. Eine gewissenhafte, nicht auf 
Sensation abgestellte Behandlung der Gesamtproble- 
matik in den Massenmedien sollte die Bevölkerung 
über Entstehen, Erscheinungsformen und Umfang 
familiärer Aggressivität und deren Gefährlichkeit 
informieren und Denkanstöße und Anregungen 
geben, wie familiäre Konflikte gelöst werden kön- 
nen. Im Rahmen von Aktionen der Öffentlichkeits- 
arbeit fördert die Bundesregierung z. B. die Heraus- 
gabe von Informationsschriften und die Ausbildung 
sog. Multiplikatoren, die in der Elternschulung tätig 
sind, durch die Bundesarbeitsgemeinschaft Aktion 
Jugendschutz. 

Was weitere Möglichkeiten einer Verhütung von 
Kindesmißhandlungen anbetrifft, so liegt das Pro- 
blem nicht in einem Mangel an geeigneten Strafvor- 
schriften, sondern in der Begrenztheit der tatsäch- 
lichen Aufklärungs- und Beweismöglichkeiten. Die 
Taten geschehen im Regelfall im Kreis der Familie 
und dringen nur selten an die Öffentlichkeit. Meist 
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sind keine fremden Tatzeugen vorhanden. Andere 
außenstehende Personen erfahren relativ selten von 
den Handlungen und zeigen erfahrungsgemäß wenig 
Neigung, eine Anzeige zu erstatten. Gleichgültig- 
keit, auch Furcht vor Ärger oder dem Vorwurf, als 
Denunziant dazustehen, sind wesentliche Gründe für 
die Untätigkeit. Es ist daher erforderlich, das Ver- 
antwortungsbewußtsein der Öffentlichkeit wachzu- 
rufen und auf die bestehenden Möglichkeiten der 
Bekämpfung von Kindesmißhandlungen hinzuwei- 
sen. In der Antwort auf eine parlamentarische An- 
frage der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius vom 
18. Mai 1973 hat der Parlamentarische Staatssekre- 
tär des Bundesministers der Justiz dargelegt, daß 
die weit verbreitete Befürchtung, eine Anzeige bei 
Jugendämtern, Kinderschutzorganisationen und 
Strafverfolgungsbehörden könne den Anzeigenden 
mit strafrechtlichen Bestimmungen in Konflikt brin- 
gen, nicht begründet ist. 

Nach Artikel 1 Nr. 13 und 20 des Ersten Gesetzes 
zur Reform des Strafverfahrensrechts vom 9. De- 
zember 1974 (BGBl. I S. 3393), das am 1. Januar 1975 
in Kraft getreten ist, ist es ausgeschlossen, daß der 
im Strafverfahren beschuldigte Elternteil die Wahr- 
heitsfindung im Strafprozeß dadurch erschwert, daß 
er die Aussagegenehmigung für das Kind verwei- 
gert oder einer körperlichen Untersuchung des Kin- 
des nicht zustimmt. 

Als weiteren Beitrag zur Verbesserung der Lage der 
Kinder sieht der Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge 
(Drucksache 7/2060) eine Erweiterung der Möglich- 
keiten vor, gegen Eltern, die ihr Sorgerecht miß- 
brauchen, vorzu^ehen. Schon nach geltendem Recht 
kann das Vormundschaftsgericht gegen Eltern, die 
sich einer Kindesmißhandlung schuldig machen, ge- 
eignete Maßnahmen ergreifen, die bis zum Entzug 
des Sorgerechts gehen können (§ 1666 BGB). Nach 
den Vorstellungen der Bundesregierung sollen der- 
artige Maßnahmen künftig schon dann getroffen 
werden können, wenn das Wohl des Kindes gefähr- 
det ist und die Eltern nicht gewillt oder in der Lage 
sind, die Gefahr abzuwenden. Maßnahmen sollen 
damit künftig auch dann möglich sein, wenn den 
Eltern aus subjektiven Gründen, z. B. wegen Geistes- 
krankheit, ein Schuldvorwurf nicht gemacht werden 
kann. 

Auf die Beantwortung früherer parlamentarischer 
Anfragen zur angesprochenen Problematik wird be- 
sonders hingewiesen, siehe Protokoll Deutscher Bun- 
destag, 7. Wahlperiode, 20. Sitzung, 15. März 1973 
S. 1005, 68. Sitzung, 5. Dezember 1973 S. 4085 und 
96. Sitzung, 26. April 1974 S. 6526 — 6529. 

7. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das von uns bejahte Ziel des Bildungsgesamt- 
planes, wonach bis 1980 für 70 ®/o aller drei- und 
vierjährigen Kinder ein Kindergartenplatz und 
bis 1985 für alle fünfjährigen Kinder ein Grund- 
stufen- oder Kindergartenplatz zur Verfügung 
stehen soll, zeitlich eingehalten werden kann? 

Ja. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Elementarbereich die Ziele des Bildungsgesamtpla- 
nes für 1980 und 1985 erreicht werden. Für diese Auf- 


fassung sprechen vor allem die erheblichen Fort- 
schritte, die in den zurückliegenden Jahren bei der 
Schaffung neuer Kindergartenplätze erzielt werden 
konnten. Während Ende 1969 1 104 452 Kindergar- 
tenplätze zur Verfügung standen und nur etwa je- 
des dritte Kind Aussicht hatte, einen Kindergarten- 
platz zu erhalten, waren Ende 1972 bereits 1 320 000 
und Ende 1973 1 388 000 Kindergartenplätze vorhan- 
den. Die amtliche Jugendhilfestatistik weist z. B. 
aus, daß die Zahl der Kindergartenplätze von 1972 
bis 1973 um 5,2 ®/o gesteigert werden konnte. 

Selbst wenn sich die jährliche Zuwachsrate künftig 
vermindern sollte, ist im Blick auf die derzeitige Ge- 
burtenentwicklung davon auszugehen, daß die Ziel- 
werte des Bildungsgesamtplanes voll erreicht wer- 
den. Aus diesem Grund kann auch als gesichert gel- 
ten, daß 1985 alle Fünfjährigen ein Bildungsangebot 
entweder in Kindergärten oder aber in Eingangs- 
stufen der Grundschule erhalten können. 

8. Fördert die Bundesregierung Modellversuche 
der Kooperation zwischen Kindergarten und 
Schule? Welche Ergebnisse liegen bisher vor? 

Ausgehend vom Bildungsgesamtplan fördert der 
Bund seit 1972 gemeinsam mit den Ländern Entwick- 
lungs- und Erprobungsprogramme der Bundesländer 
für den Kindergartenbereich sowie für Fünfjährige 
in Vorklassen und zweijährigen Eingangsstufen an 
Grundschulen. 

In allen Projekten haben die Fragen nach dem glei- 
tenden Übergang vom Elementarbereich in den Pri- 
marbereich und damit die Möglichkeit der Zusam- 
menarbeit von Kindergarten und Grundschule zen- 
trale Bedeutung. Erste Erfahrungen gingen in die 
vorläufigen Richtlinien für Fünfjährige einiger Län- 
der bereits ein. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
hat im Oktober 1973 eine Projektgruppe zur Aus- 
wertung aller bisherigen Modellversuche mit Fünf- 
jährigen eingesetzt. Die Ergebnisse aus diesen Ar- 
beiten, die ebenfalls Aussagen zu Möglichkeiten der 
Kooperation enthalten können, werden 1975 vorlie- 
gen. 

9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Wohnungsbau in den vergangenen Jahren 
familiengerecht und kinderfreundlich war? Trifft 
es zu, daß nach vorliegenden Untersuchungen 
Wohnen in Hochhäusern für Kinder schädlich 
ist? Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung zur Förderung von Eltern-Familiengruppen 
in Wohnbezirken? Stimmt es, daß es in der 
Bundesrepublik Deutschland 500 000 Obdachlose 
gibt, von denen mehr als die Hälfte Kinder und 
Jugendliche sind? Ist es richtig, daß eine Million 
Kinder kein eigenes Bett haben? Hält die Bun- 
desregierung daran fest, daß auch in Zukunft im 
Wohnungsbau pro Kinderzimmer (für zwei Kin- 
der) nach der DIN 18011 nur eine reine Spiel- 
fläche von 2,16 qm verlangt wird? Welche Kon- 
zeption hat die Bundesregierung in bezug auf 
die Versorgung von Familien mit Kindern mit 
familiengerechtem und kinderfreundlichem 
Wohnraum? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
vom 17. April 1974 auf die Kleine Anfrage der Ab- 
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geordneten Rollmann, Niegel, Sick, Dr. Burgbacher, 
Orgaß und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. kinderfreundlichen Wohnungsbau (Druck- 
sache 7/2001), auf die bestehenden familiengerech- 
ten und kinderfreundlichen Bestimmungen im Woh- 
nungsbau sowie auf die im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten liegenden Maßnahmen beim sozialen Woh- 
nungsbau, der Verbesserung der Wohnungsbaunor- 
men und der Vergabe von Forschungsarbeiten hinge- 
wiesen. 

Die im Aufträge des Bundesministers für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau erarbeitete Neufas- 
sung der DIN 18011 im Jahre 1967 hat erstmals Spiel- 
flächen innerhalb von Wohnungen ausgewiesen. Die 
Anforderungen an den Schallschutz sind ständig er- 
höht worden. Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
zu Fragen des Schallschutzes werden z. Z. im Auf- 
träge des Bundesministers für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau durchgeführt. Der Verbesse- 
rung der Wohnbedingungen von Kindern dienen 
ferner die ständige Erhöhung der Anforderungen in 
den „Einsatzrichtlinien für den Sozialen Wohnungs- 
bau" sowie die Realisierung vorbildlicher Lösungen 
für kinderfreundlichen Wohnungsbau in Demon- 
strativbauten. 

Die Bundesregierung wird — im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Ausgabemittel — weiterhin 
darauf hinwirken, daß die berechtigten Belange von 
Familien und Kindern im Wohnungsbau Berücksich- 
tigung finden. So sind z. B. neben den Problemen 
sozialer Randgruppen die Probleme der Kinder und 
der kinderreichen Familien ein vorrangiger Gegen- 
stand der Untersuchungen über soziale und gesell- 
schaftliche Fragen im Städtebau. 

Durch Verbesserung des Wohnungsangebots und 
der unmittelbaren Wohnbedingungen allein lassen 
sich jedoch die Probleme familiengerechten Wohnens 
nicht lösen. Die Qualität des Wohnens ist auch ent- 
scheidend abhängig von Wohnungswahl und Woh- 
nungsgestaltung durch die Familie, die durch staat- 
liche Maßnahmen nur in geringem Umfange beein- 
flußbar sind. 

In Beantwortung der Kleinen Anfrage der Abgeord- 
neten Dr. Schneider, Mick, Dr. Jenninger, Niegel, 
Link, Vehar und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Wohnwert von Hochhäusern (Drucksache 7/1738 
hat die Bundesregierung bereits darauf hingewiesen, 
daß die vorliegenden Einzelergebnisse von Unter- 
suchungen über das Wohnen in Hochhäusern nicht 
den zwingenden Schluß zulassen, daß es einen spe- 
ziellen Hochhausfaktor gäbe, der kausal auf die Ge- 
sundheit oder das psychische und soziale Verhalten 
der Bewohner eines Hochhauses einwirkt. 

Da für die Entwicklung von Kindern eine Vielzahl 
von Faktoren bedeutsam sind, ist es, wie bereits 
in der o. g. Kleinen Anfrage dargelegt, nicht mög- 
lich, allein dem Wohnen in der Bauform Hochhaus 
schädliche Wirkungen zuzurechnen. Für die Klein- 
kinder in den oberen Geschossen von Hochhäusern 
besteht allerdings das Problem, daß sie ohne Beglei- 
tung kaum einen Spielplatz erreichen können. Man- 
ches dieser Kinder verbringt deshalb mehr Zeit in- 
nerhalb der Wohnung als beispielsweise gleichalt- 


rige Kinder, die leichteren Zugang zu Spielgelegen- 
heiten haben. Ferner ist die elterliche Kontrolle 
durch mangelhafte Sicht- und Rufkontakte zu den 
Kindern erschwert. Die vorliegenden Erkenntnisse 
ergeben noch kein allgemein gültiges Bild. Es bleibt 
deshalb den noch laufenden Untersuchungen auf die- 
sem Feld Vorbehalten, fehlende Erkenntnisse zu er- 
gänzen. 

Aus der Frage nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung zur Förderung von Eltern-Familiengrup- 
pen in Wohnbezirken geht nicht eindeutig hervor, 
welche Organisations- und Aktionsformen gemeint 
sind. Es ist anzunehmen, daß die seit einigen Jah- 
ren bestehenden Elterninitiativgruppen angespro- 
chen sind. Bei diesen Initiativen handelt es sich um 
Aktionsgruppen meist jüngerer Eltern, die den Ver- 
such unternehmen, aufgrund eigener pädagogischer 
Vorstellungen die Sozialisationsbedingungen ihrer 
Kinder zu verbessern. 

Die Bundesregierung begrüßt solche Formen vor- 
schulischer Erziehung unter dem Gesichtspunkt, daß 
sich Eltern mit anderen Eltern über Erziehungsfra- 
gen auseinandersetzen und dadurch der Abstand 
zwischen der Erziehung außerhalb der Familie und in 
der eigenen Familie verringert wird sowie die indi- 
viduelle Entwicklungsmöglichkeiten des Kindes 
durch soziale Beziehungen gefördert werden. Erzie- 
hungsbeihilfen innerhalb von Eltern-Kind-Gruppen 
oder von Kleingruppen mit fachlich geeigneten Er- 
ziehern sieht auch der im Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit erarbeitete Referen- 
tenentwurf eines Jugendhilfegesetzes vor. 

Der Förderung und Beratung von Initiativgruppen 
mit den unterschiedlichsten Aufgabenstellungen wid- 
met sich das sogenannte „Westfälische Koopera- 
tionsmodell". Es handelt sich um den ersten Ver- 
such, in einem begrenzten Raum eine gezielte Förde- 
rung von mehr Initiative und mehr Kooperation bei 
allen am Erziehungsgeschehen Beteiligten zu errei- 
chen, Das Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft fördert diesen Versuch mit Haushaltsmit- 
teln des Bundes. 

Dem Bedürfnis interessierter Kreise nach Aufklä- 
rung über die Voraussetzungen und Förderung von 
Initiativgruppen kommt eine Broschüre entgegen, 
die „Aktion Gemeinsinn" mit finanzieller Förde- 
rung des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit herausgibt. Zur Entwicklung von 
Wohnformen, die im Interesse besserer Sozialisa- 
tionsbedingungen zwischenfamiliale Kooperation er- 
leichtern, fördert der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau Projekte im Rahmen 
von Demonstrativbauvorhaben. 

Über die Zahl der Obdachlosen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland liegen keine genauen statistischen 
Daten vor, da bisher nur einzelne Bundesländer re- 
gelmäßig Erhebungen über die Zahl der Obdachlosen 
in den Gemeinden durchführen, denen die Versor- 
gung und Betreuung der Obdachlosen obliegt. Die 
Gesamtzahl der Obdachlosen im Bundesgebiet wird 
auf rund 500 000 geschätzt. Wegen des Fehlens ge- 
nauer Daten über den Umfang und die Zusammen- 
setzung dieses Personenkreises bereitet das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit mit 
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dem Statistischen Bundesamt eine bundeseinheitliche 
Erhebung der Obdachlosen vor. Genaue Zahlen über 
den Anteil der Kinder und Jugendlichen unter den 
Obdachlosen liegen der Bundesregierung ebenfalls 
nicht vor. Die Gesamtzahl wird auf rund 300 000 ge- 
schätzt. Diese Zahl erscheint nicht unrealistisch, da 
nach bisherigen Untersuchungen der Anteil von Kin- 
dern und Jugendlichen in Obdachlosenfamilien er- 
heblich größer als in anderen Familien ist. 

Statistische Daten über die Zahl der Kinder ohne 
eigenes Bett stehen nicht zur Verfügung. Die Ergeb- 
nisse der 1 Vo- Wohnungsstichprobe von 1972 las- 
sen lediglich den Schluß zu, daß in rund 128 000 von 
insgesamt 17,8 Millionen Einfamilienhaushalten nicht 
alle Kinder ein eigenes Bett hatten. Aus dem vorlie- 
genden Zahlenmaterial kann jedoch weder auf die 
genaue Zahl der Kinder noch auf einen normwidri- 
gen Zustand im Einzelfall geschlossen werden. 

Wie in Beantwortung der Kleinen Anfrage vom 
2. April 1974 (Drucksache 7/1945) ausgeführt, ist in 
der Planungsnorm DIN 18011 „Stellflächen, Abstän- 
de und Bewegungsflächen im Wohnungsbau" die 
Einplanung einer sogenannten Spielfläche, d. h. einer 
eigens freizuhaltenden Fläche von 1,20 m X 1,80 m 
— zusätzlich zu den anderen Stellflächen innerhalb 
der Wohnung — verbindlich vorgeschrieben. Alle 
Festlegungen von DIN 18011 sind Mindestanforde- 
rungen, die, geschlossen angewandt, ein Mindest- 
maß an zweckmäßiger Anordnung und Bemessung 
der einzelnen Räume sicherstellen sollen. Danadi er- 
geben sich für 1-Bett-Kinderzimmer (einschließlich 
Spielfläche) Raumgrößen von mindestens 7 bis 8 qm, 
für 2-Bett-Kinderzimmer Raumgrößen von minde- 
stens 11 bis 12 qm. Eine Überarbeitung von 
DIN 18011 mit dem Ziel der Erhöhung der Mindest- 
ansätze ist z. Z. nicht vorgesehen. 

Es kommt vielmehr darauf an, den Bestand an Woh- 
nungen, die aufgrund der Raumzahl und der Gesamt- 
größe für Familien mit mehreren Kindern geeignet 
sind, zu erhöhen. Neben dem ständigen Anwachsen 
der durchschnittlichen Wohnungsgrößen ist auch die 
Erprobung von Wohnungen mit flexiblen Wohn- 
grundrissen von Bedeutung für die Entwicklung des 
familiengerechten Wohnungsbaus. Bei dieser Wohn- 
form kann eine Familie den Grundriß durch Verset- 
zen der Trennwände selbst festlegen. Damit sind 
unterschiedliche Nutzungen der einzelnen Räume 
und die Anpassung an die sich ändernden Wohnan- 
forderungen aufgrund der Familienentwicklung 
möglich. 

Die Förderungsprogramme des Bundesministeriums 
für Raumordnung, Bauwesen und Sätdtebau tragen 
dem Bau familiengerechter Eigenheime und ausrei- 
chend großer Mietwohnungen, an denen noch erheb- 
licher Mangel besteht, besondere Rechnung. 

Weitere Daten über die Wohnsituation von Fami- 
lien mit Kindern sind in dem vom Wissenschaftlichen 
Beirat für Familienfragen erstatteten Gutachten 
„Familie und Wohnen" enthalten. 

10. Ist es richtig, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland noch 30 000 Spielplätze fehlen und 
auch in größeren Wohneinheiten kaum Kinder- 
gemeinschaftsräume vorhanden sind? Wieweit 


hat die Bundesregierung nach § 25 des Jugend- 
wohlfahrtgesetzes die Schaffung von Spielplät- 
zen bei den Ländern und Gemeinden angeregt 
und gefördert? Welche Vorstellungen hat die 
Bundesregierung für die Beseitigung dieser De- 
fizite? 

Da in der Bundesrepublik z. Z. keine umfassende 
Bestandsaufnahme der vorhandenen Spielplätze vor- 
liegt, können auch keine bestimmten Angaben über 
einen Fehlbestand bestätigt werden. Soweit mit Zah- 
len das Ausmaß eines Fehlbestandes markiert wird, 
handelt es sich um Schätzungen, die sich auf 20 000 
bis 100 000 belaufen und aufgrund ihrer unterschied- 
lichen Berechnungsgrundlagen nur grobe, allein 
quantitative Anhaltspunkte geben können. Genauere 
Aussagen über vorhandene und fehlende Spielmög- 
lichkeiten für Kinder sind von den Ergebnissen der 
1 Vo- Wohnungsstichprobe 1972, die demnächst vom 
Statistischen Bundesamt veröffentlicht werden sol- 
len, zu erwarten. 

Die Bundesregierung mißt der Anlage von Kinder- 
spielplätzen besondere Bedeutung bei und hat im 
Zusammenhang mit bundesrechtlichen Regelungen 
bereits Beiträge hierzu geleistet. So verpflicJitet das 
Bundesbaugesetz die Gemeinden, bei der Aufstel- 
lung von Bauleitplänen die erforderlichen Flächen 
für Spiel- und Sportanlagen auszuweisen. NacJi dem 
Städtebauförderungsgesetz ist bei der Beurteilung, 
ob in einem Gebiet städtebauliche Mißstände vor- 
liegen, insbesondere auch die Funktionsfähigkeit 
des Gebietes in bezug auf seine Ausstattung mit 
Spielplätzen besonders zu berücksichtigen. Schließ- 
lich verpflichten die Bauordnungen der Länder, die 
in Anlehnung an die in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau erstellte Musterbauordnung erlassen 
wurden, die Bauherren, bei der Errichtung von Ge- 
bäuden mit mehr als zwei oder drei Wohnungen auf 
dem Baugrundstück eine Spielfläche für Kinder zu 
errichten. In dem Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesbaugesetzes ist vorgesehen, daß 
Kinderspielplätze innerhalb der Baugebiete zu den 
erschließungsbeitragspflichtigen Anlagen gehören. 
Zum Abbau großräumiger regionaler Disparitäten 
hat die Bundesregierung den Entwurf eines Bundes- 
raumordnungsprogramms erarbeitet. Das Programm 
soll dazu beitragen, in allen Teilgebieten des Bundes 
gleichwertige Lebens Verhältnisse zu schaffen, wozu 
auch die Bereitstellung der entsprechenden Infra- 
struktur gehört. Im Rahmen der Maßnahmen zur Er- 
füllung des Goldenen Plans hat der Bund u. a. auch 
für den Bau von Spielplätzen erhebliche Mittel be- 
reitgestellt und somit zum Abbau des Fehlbestandes 
schon wesentlich beigetragen. 

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort vom 
3. Dezember 1973 (Drucksache 7/1335) auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, 
Braun, Orgaß und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU (Drucksache 7/1246) bereits hervorgeho- 
ben hat, ist die Frage eines verbesserten Angebots 
an Kinderspielplätzen zwischen den Jugendmini- 
stern der Länder und dem Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit erörtert worden. Dar- 
über hinaus wird das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit eine Aufklärungsschrift 
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Über Kinderspielplätze herausgeben, die Anregun- 
gen zur Gestaltung an Spielplätzen enthält. Auch der 
Referentenentwurf eines Jugendhilfegesetzes sieht 
eine rechtzeitige Beteiligung der öffentlichen Träger 
der Jugendhilfe an den Planungen anderer öffent- 
licher Planungsträger vor, damit diese darauf hin- 
wirken können, daß ausreichende Flächen für Ein- 
richtungen der Jugendhilfe, zu denen Spielplätze 
gehören, ausgewiesen werden. Es darf indessen nicht 
verkannt werden, daß der Bund bei der Schaffung 
von Spielplätzen nur eine eingeschränkte Förde- 
rungskompetenz hat. 


11. Entspricht es den Tatsachen, daß jährlich rd. 
70 000 Kinder Opfer von Verkehrsunfällen 
sind? Stimmt es, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland prozentual mehr Kinder im Stra- 
ßenverkehr verunglücken als in vergleichbaren 
anderen Ländern? Welche Konzeption hat die 
Bundesregierung, um die Zahl der Kinder, die 
Opfer des Straßenverkehrs sind, zu verringern? 

Fast 69 000 Kinder im Alter unter 15 Jahren verun- 
glückten im Jahre 1973 bei Unfällen im Straßenver- 
kehr, davon wurden beinahe 1 800 tödlich verletzt. 

Von der Gesamtzahl der in den vergangenen Jahren 
im Straßenverkehr Getöteten und Verletzten, also 
den Verunglückten, entfallen etwa 13 bis 14 Vo auf 
Kinder bis 15 Jahre. 1972 betrug die Gesamtzahl der 
Getöteten, Schwer- und Leichtverletzten 547 338, 
davon waren 73 493 Kinder, also 13,4 Vo. 1973 waren 
es 504 548 Verunglückte, unter ihnen 68 898 Kinder 
(13,7 Vo). 

Der Anteil der verunglückten Kinder an der Gesamt- 
zahl der bei Straßenverkehrsunfällen Verunglück- 
ten hat sich somit geringfügig erhöht. 

Gleichzeitig ist aber festzustellen, daß die Zahl der 
verunglückten Kinder gegenüber 1972 um 6,3 Vo zu- 
rückgegangen ist. Bei den getöteten Kindern hat sie 
sogar um 15,8 ^/o, nämlich von 2 114 im Jahre 1972 
auf 1 781 im Jahre 1973 abgenommen. 

Vor allem der Rückgang bei den tödlich verunglück- 
ten Kindern ist eine der erfreulichsten Tatsachen 
des Unfallgeschehens im Jahre 1973. Dabei ist noch 
zu berücksichtigen, daß fast ein Drittel der verun- 
glückten Kinder, im Jahre 1973 nämlich 21 124 Kin- 
der, als Mitfahrer in Fahrzeugen verunglückten. 

Bei den Fußgängern und Radfahrern, den aktiven 
Teilnahmeformen, werden die Unfallursachen über- 
wiegend von den Kindern gesetzt. Als Mitfahrer hat 
das Kind dagegen keinen Einfluß auf den Gesche- 
hensablauf. Kinder sind als Mitfahrer in Kraftwagen 
am besten auf den Rücksitzen geschützt; die Bundes- 
regierung wird daher diese Schutzmaßnahme zur 
Pflicht machen. 

Es trifft zu, daß bei einem statistischen Vergleich 
mit dem Ausland in der Bundesrepublik Deutsch- 
land prozentual mehr Kinder im Straßenverkehr ver- 
unglücken als in anderen Ländern. Von jeweils 
100 000 Einwohnern unter 15 Jahren verunglückten 
in den Jahren 1971 bzw. 1972 (neuere Zahlen liegen 
aus dem Ausland nicht vor) 

als Fußgänger oder Radfahrer 


in der Bundesrepublik Deutschland 

in Großbritannien 

in Belgien 

in der Schweiz 

in Österreich 

in den Niederlanden 

in Dänemark 

in den USA 

in Frankreich 

in Italien 

in Ungarn 


364 Kinder 
362 Kinder 
292 Kinder 
233 Kinder 
281 Kinder 
216 Kinder 
212 Kinder 
160 Kinder 
156 Kinder 
110 Kinder 
75 Kinder. 


Dieser Vergleich berücksichtigt jedoch nicht die 
unterschiedlichen Gegebenheiten der einzelnen Staa- 
ten, z. B. deren Verkehrsdichte, wirtschaftliche Struk- 
turen und Umweltfaktoren. 


Die Bundesregierung betrachtet die Kinderunfälle 
und die tragischen Folgen für die betroffenen Fa- 
milien mit ernster Sorge. Nicht wenige der ver- 
letzten Kinder erleiden Dauerschäden, die sie selbst, 
ihre Angehörigen und die Gesellschaft ihr Leben 
lang aufs Schwerste belasten. 

Seit 1. April 1971 sind die Schüler, Studenten und 
Kinder in Kindergärten in den Schutz der gesetz- 
lichen Unfallversicherung einbezogen worden. Mit 
der gleichzeitig erfolgten Einbeziehung der Kinder 
in Kindergärten wurde damit durch Leistungen der 
gesetzlichen Unfallversicherung der Schutz der Ge- 
sundheit der heranwachsenden Generation wesent- 
lich verbessert. Mit Hilfe der Rehabilitationsmaß- 
nahmen der gesetzlichen Unfallversicherung sollen 
künftig mehr Unfallverletzte Kinder und Jugend- 
liche als bisher in die Lage versetzt werden, ihre 
Anlagen und Fähigkeiten trotz Behinderung best- 
möglich zu entfalten, und vor einer gesellschaft- 
lichen Isolierung, die ihnen früher vielfach drohte, 
bewahrt werden. 


Während die medizinische Rehabilitation sich mit 
Problemen geeigneter, auf die meist im Wachstums- 
alter befindlichen Unfallverletzten abgestimmten 
Behandlungsweisen beschäftigt, stehen im Bereich 
der schulischen Förderung psychologische, organisa- 
torische und personelle Probleme im Vordergrund. 
Auch die besonderen Schwierigkeiten und die für 
den weiteren Lebensweg so bedeutsamen Maßnah- 
men einer beruflichen Eingliederung von Unfallver- 
letzten Schulabgängern sind erkannt und werden Ge- 
genstand weiterer intensiver Arbeit sein. 

Die Bundesregierung ist deshalb bestrebt, neben den 
bereits geförderten Spezialabteilungen und -heimen 
für die verschiedenen Behinderungsformen der Kin- 
der, weitere Modelleinrichtungen zu unterstützen, 
die den unfallgesdiädigten Kindern möglichst früh- 
zeitig eine optimale medizinische, soziale und schu- 
lische Rehabilitation garantieren. 

Im Benehmen mit dem Gemeinsamen Beirat für Ver- 
kehrsmedizin beim Bundesminister für Verkehr und 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
werden außerdem laufend Gutachten erstellt und 
Forschungsaufträge vergeben bzw. finanziert, die zur 
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Prävention und Rehabilitation der Verkehrsunfälle 
bei Kindern wichtige Erkenntnisse vermitteln sollen. 
Die Bundesregierung bekämpft in enger Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern und dem Deutschen 
Verkehrssicherheitsrat die Kinderunfälle nach einer 
inzwischen erarbeiteten Konzeption. Hierfür hat die 
Bundesregierung ein umfassendes Programm zur Ver- 
besserung der Sicherheit im Straßenverkehr „Mehr 
Sicherheit auf unseren Straßen" aufgestellt, das dem 
Bundestag am 28. November 1973 mit der Druck- 
sache 7/1283 übermittelt wurde. Dieses Programm 
wird schrittweise in die Tat umgesetzt. 

Ungeachtet der Tatsache, daß die Verkehrserziehung 
und -aufklärung verfassungsgemäß in die Zuständig- 
keit der Länder fällt, fördert der Bund im Rahmen 
seiner eigenen Zuständigkeit für zentrale und über- 
regionale Maßnahmen noch die Verkehrserziehung 
im vorschulischen und schulischen Bereich. Es ist 
vorgesehen, mit der Verkehrserziehung so früh wie 
möglich einzusetzen und sie in den gesamten Bil- 
dungsgang des Kindes einzubeziehen. 

Bereits im Vorschulalter soll das Kind in der Obhut 
der Eltern die ersten Verhaltensweisen im Straßen- 
verkehr lernen. Elternaufklärung, geeignete Kinder- 
bücher, Spiele und Kinderfilme im Fernsehen sind 
hierbei wichtige Hilfen. 

Am 9. April 1974 hat der Deutsche Verkehrssicher- 
heitsrat in einer Pressekonferenz in Bonn ein neues 
Projekt „Elternarbeit" der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat erarbeitet z. Z. 
einen Rahmenplan, der eine einheitliche Ausbildung 
der Kindergärtnerinnen und der Sozialpädagogen 
vorsieht. 

Als Lern- und Anschauungsmaterial werden den Kin- 
dergärten Verkehrsbaukästen, Verkehrsspiele, Bil- 
derbücher und Zeichentrickfilme zur Verfügung ge- 
stellt. 

Für die Verkehrserziehung in den Schulen hat die 
Kultusminister-Konferenz 1972 Empfehlungen ver- 
abschiedet, die nun in allen Ländern und an allen 
Schulen verbindlich und einheitlich eingeführt wer- 
den. Der Grundschüler ist dabei auf die Teilnahme 
am Straßenverkehr als Fußgänger und Radfahrer 
theoretisch und praktisch vorzubereiten. Die Grund- 
schulzeit soll mit der Ablegung einer Radfahrerprü- 
fung abschließen. In den weiterführenden Schulen 
soll den Schülern insbesonders die Einsicht in die 
sozialen, ökonomischen, politischen und technischen 
Bezüge des Verkehrs vermittelt werden. Die älteren 
Schüler sollen abschließend auf die Mopedprüfung 
vorbereitet werden. 

Alle Bundesländer haben die Verkehrserziehung als 
integrierten Bestandteil des Unterrichts übernom- 
men. 

In die Ausbildung der Lehrer ist auch der Studienbe- 
reich „Verkehrserziehung" einzubeziehen (Ziel: 
Lehrstühle für Verkehrspädagogik an den Hochschu- 
len). Für die Übergangszeit haben die Lehrersemi- 
nare Nord, Mitte und Süd sowie die Verkehrsinsti- 
tute in Quelle bei Bielefeld und in Korntal die Aus- 
und Fortbildung der Pädagogen auf der Grundlage 
der Empfehlungen der Kultusminister-Konferenz 
übernommen. 


Für Schulanfänger ist die Sicherung des Schulweges 
von besonderer Bedeutung. Hierzu werden Schul- 
wegpläne aufgestellt und Elternbriefe verteilt. 74 000 
Schülerlotsen sind in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als freiwillige Helfer für ihre jüngeren Mit- 
schüler tätig. Gelbe Mützen, Kopftücher und Schul- 
tertaschen sollen andere Verkehrsteilnehmer zu be- 
sonderer Vorsicht mahnen. 

Für den Verkehrsunterricht werden Lehr- und Lern- 
mittel entwickelt und den Schulen zur Verfügung 
gestellt. 

Der theoretische Unterricht wird durch praktische 
Übungen im Schulverkehrsgarten (z. Z. rd. 700) er- 
gänzt. Bei der Vorbereitung und Ablegung der Rad- 
fahr- und Mopedprüfung arbeiten die Schulen eng 
mit den örtlichen Verkehr swachten, mit Fahrlehrern 
und mit der Polizei zusammen. 

Die Verkehrserziehungsarbeit wird in den Berufs- 
schulen fortgesetzt und mündet schließlich in die 
Verkehrsaufklärung Jugendlicher und Erwachsener 
ein. 

Das Verkehrssicherheitsprogramm, das gemeinsam 
von Bund und Ländern durchgeführt und finanziert 
wird, stellt eine langfristig angelegte Konzeption 
zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr 
dar, von der ein sichtbarer Niederschlag in der Un- 
fallbilanz — soweit Erfolge in diesem Bereich über- 
haupt meßbar sind — erwartet wird. Günstige Ent- 
wicklungen haben sich für 1973 und das erste Halb- 
jahr 1974 bereits abgezeichnet. 

13. Wie viele Kinder befinden sich im Vergleich 
zu den letzten Jahren in langandauernder 
Heimerziehung (Fürsorgeerziehung oder Frei- 
williger Erziehungshilfe)? Sind diese Kinder 
so gefährdet oder geschädigt, daß langandau- 
ernde Heimerziehung geboten ist? Teilt die 
Bundesregierung unsere Auffassung, daß die 
Erziehungshilfen im Vorfeld der Heimerziehung 
so ausgebaut werden müssen, daß langan- 
dauernde Heimerziehung nur dann angeordnet 
werden darf, wenn sie wegen der Stärke der 
Gefährdung oder Schädigung wirklich unum- 
gänglich ist? 

Die absolute Zahl der Minderjährigen in Freiwilli- 
ger Erziehungshilfe ist rückläufig. Am 1. Januar 1970 
wurde 26 146 Minderjährigen Freiwillige Erziehungs- 
hilfe gewährt; am 1. Januar 1973 waren es nur noch 
22 250. 

Eine vergleichbare Tendenz ist für den Bereich der 
Fürsorgeerziehung festzustellen. Am 1. Januar 1970 
waren 18 696 Minderjährige in Fürsorgeerziehung 
und am 1. Januar 1973 nur noch 11 565, 

Im Hinblick auf Freiwillige Erziehungshilfe (FEH) 
beträgt die Abnahme von 1973 zu 1972 5,3 Vo und im 
Hinblick auf die Fürsorgeerziehung (FE) 18,5 ®/o. Dar- 
aus ist zu folgern, daß die Zahl der Minderjährigen, 
die sich in FEH und FE befinden, weiter abgenom- 
men hat, relativ am stärksten bei der FE. 

Anfang 1973 standen nur etwa halb so viel Minder- 
jährige unter Fürsorgeerziehung wie Anfang 1968. 

Von den Minderjährigen, die 1973 auf FEH entlassen 
wurden, hatten nur 26 ®/o eine Erziehung von weni- 
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ger als einem Jahr hinter sich. Bei 41 ®/o hatte sie 
zwischen einem und drei Jahren gedauert und bei 
15,6 ®/o sogar mehr als fünf Jahre. Fast alle Jugend- 
liche (nämlich 94 %) hatten mindestens ein Heim be- 
sucht, ein knappes Drittel von ihnen zwei oder mehr. 
Bei je etwa einem Viertel der Entlassenen hatte die 
Zeit der Heimunterbringung entweder weniger als 
ein Jahr oder zwischen einem und zwei Jahren be- 
tragen, bei 10 o/o mehr als fünf Jahre. 

Bei der endgültigen Fürsorgeerziehung ist die Zahl 
der Entlassenen noch stärker zurückgegangen als die 
Zahl der Zugänge. Im Gegensatz zu den aus FEH ent- 
lassenen Minderjährigen hatten die Minderjährigen 
in FE meist eine längere Erziehung hinter sich. 

Die in den §§55 und 62 JWG (Regelung der Voraus- 
setzungen der Erziehungsbeistandschaft und der Frei- 
willigen Erziehungshilfe) verwendeten Begriffe „Ge- 
fährdung und Schädigung" werden gesetzlich nicht 
näher erläutert. Nach allgemeiner Auffassung liegt 
eine Gefährdung bzw. Schädigung vor bei erkenn- 
barem Zurückbleiben des Minderjährigen hinter der 
Entwicklung von Minderjährigen der gleichen Alters- 
gruppe und vergleichbarer sozialer Verhältnisse. 
Eine exakte Interpretation dieser Begriffe bereitet 
aber Schwierigkeiten, weil sie sich am Erziehungs- 
ziel des § 1 JWG zu messen haben, das wiederum 
von zeitbedingten Wertvorstellungen nicht zu lösen 
ist. 

Die Frage nach der Intensität der Gefährdung oder 
Schädigung ist generell und für alle Bundesländer 
einheitlich ebensowenig zu beantworten wie die 
Frage nach der Dauer der Heimerziehung. Eine prä- 
zise Antwort auf diese Fragen würde eine umfang- 
reiche und zeitaufwendige Rückfrage bei den Län- 
dern erfordern. Mit Sicherheit kann lediglich gesagt 
werden, daß die Intensität einer Schädigung sich 
grundsätzlich auf die Dauer der Erziehungshilfe in 
einem Heim auswirken kann. In diesem Zusammen- 
hang muß darauf hingewiesen werden, daß Heimer- 
ziehung immer noch oft zu spät einsetzt, was häufig 
zur Folge hat, daß im Zeitpunkt der Aufnahme in 
ein Heim bereits irreparable Schäden vorliegen. 

Grundsätzlich ist ferner zu sagen, daß eine von Fach- 
kräften verschiedener Disziplinen erstellte Diagnose 
viel zu selten die Grundlage für die Gewährung der 
Hilfe ist, denn es liegt nach § 66 Abs. 2 JWG im Er- 
messen des Vormundschaftsgerichts, zur Beurteilung 
der Persönlichkeit eines jungen Menschen im Ver- 
fahren zur Anordnung der Fürsorgeerziehung die 
Untersuchung durch einen Sachverständigen anzu- 
ordnen. Die Folge ist, daß nicht immer sofort in adä- 
quater Weise geholfen wird. Erschwerend kommt 
noch hinzu, daß die in § 72 JWG vorgesehene Diffe- 
renzierung der Heime nicht ausreichend verwirklicht 
ist, um stets in der fachlich gebotenen Weise auf die 
vielfachen Formen und Grade individueller Gefähr- 
dung oder Schädigung reagieren zu können. Damit 
hängt nicht zuletzt die Frage der Ausstattung der 
Heime mit Fachkräften ebenso zusammen, wie die 
nach der Größe der dort betreuten Gruppen, Schließ- 
lich hängt die Frage der Dauer der Heimerziehung 
auch zusammen mit der Bereitschaft des jungen 
Menschen selbst, die ihm angebotenen Hilfen zu 
akzeptieren und wirklich aktiv mitzuarbeiten. Letz- 


teres kann weder die Bundesstatistik, noch eine 
Rückfrage bei den Ländern beantworten. Zu dieser 
Frage insgesamt wird auf die Ausführungen des 
Dritten Jugendberichts (Drucksache VI/3170, Seite 
64 f.) unter II 5.4 „Fürsorgeerziehung (FE) und Frei- 
willige Erziehungshilfe (FEH) in Heimen" verwiesen. 

Weil es auch in Zukunft junge Menschen geben 
wird, die wegen besonders tiefgreifender Entwick- 
lungsstörungen oder Entwicklungsgefährdungen sta- 
tionärer heil-/sozialpädagogischer Hilfe in Heimen 
bedürfen, ist die Bundesregierung bemüht, innerhalb 
ihrer verfassungsrechtlichen Möglichkeiten ein recht- 
zeitiges Einsetzen der richtigen Hilfe ebenso wie 
eine Beschränkung der Dauer von Hilfen zur Erzie- 
hung in einem Heim auf das unerläßliche Maß durch 
intensiven Einsatz pädagogischer, therapeutischer 
und sozialer Hilfen sicherzustellen. Damit soll den 
angedeuteten Mängeln wirksam begegnet werden. 

Nach § 64 Satz 2 JWG darf Fürsorgeerziehung nur 
angeordnet werden, wenn keine ausreichende andere 
Erziehungsmaßnahme gewährt werden kann. Nach 
dem Dritten Jugendbericht (a. a. O.) entspricht jedoch 
die Praxis nicht immer dieser Bestimmung. Hierbei 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß Kostenge- 
sichtspunkte insoweit eine gewisse Rolle spielen, 
als die Kosten der Heimerziehung das Landesjugend- 
amt zu tragen hat (§ 81 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 69 Abs. 1 JWG). Deshalb sieht der Referentenent- 
wurf eines Jugendhilfegesetzes ebenso wie der von 
einer unabhängigen Sachverständigenkommission 
erarbeitete Diskussionsentwurf eines Jugendhilfe- 
gesetzes die Zuständigkeit des Jugendamts auch für 
die Heimerziehung vor. Das Jugendamt müßte dann 
auch grundsätzlich primär die Kosten der Heimerzie- 
hung tragen. 

Die im übrigen in dieser Frage enthaltene und seit 
geraumer Zeit einhellige Auffassung der Fachöffent- 
lichkeit bezüglich des Ausbaus der Erziehungshilfen 
im Vorfeld der Heimerziehung wird auch von der 
Bundesregierung geteilt. Dabei kommt in einer Zeit 
angespannter Haushaltslage bei den Ländern und 
Gemeinden der Tatsache besondere Bedeutung zu, 
daß die sehr personalintensive Heimerziehung die 
zuständigen Träger kostenmäßig ungleich stärker 
belastet, als der Ausbau der in der Vergangenheit 
oft vernachlässigten Hilfen im sogenannten Vorfeld 
der Heimerziehung, ganz abgesehen davon, daß in 
zahlreichen Fällen durch ein rechtzeitiges Einsetzen 
dieser Hilfen Entwicklungsstörungen behoben und 
Entwicklungsschäden vermieden werden können. 

Als Beispiele möglicher Hilfen im Vorfeld der Heim- 
erziehung sind insbesondere zu nennen: 

— Fachliche Beratung und Unterstützung junger 
Menschen und Erziehungsberechtigter sowie the- 
rapeutische Hilfen bei Verhaltensauffälligkeiten, 
Entwicklungsstörungen oder Erziehungsschwie- 
rigkeiten, erforderlichenfalls auch durch vorüber- 
gehende stationäre oder teilstationäre Behand- 
lung in speziellen Einrichtungen (Beratungsstel- 
len), 

— Erziehung in einer Pflegestelle, wenn die eigene 
Familie des Kindes oder des Jugendlichen für 
voraussichtlich längere Zeit nicht in der Lage ist. 
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eine dem Wohl des Kindes oder des Jugend- 
lichen entsprechende Erziehung zu gewährleisten 
und 

— Erziehung in einer besonders qualifizierten Fa- 
milie, wenn solche Kinder einer speziellen sozial- 
pädagogischen oder sozialtherapeutischen Fami- 
lienerziehung bedürfen. In diesem Falle spricht 
man auch von sogenannten heilpädagogischen 
Pflegestellen, 

— Bestellung eines Erziehungsbeistandes, wenn Kin- 
der oder Jugendliche zur Beseitigung oder Ver- 
hinderung von Entwicklungsgefährdungen oder 
Entwicklungsstörungen für einen längeren Zeit- 
raum einer eingehenden sozialpädagogischen Un- 
terstützung bedürfen. 

Gerade die Bestellung eines Erziehungsbeistandes 
kann zu einer Verkürzung der Hilfe zur Erziehung 
in einem Heim führen, wie andererseits die Erzie- 
hungsberatung mit ambulanten und teilstationären 
therapeutischen Hilfen nicht selten eine sonst erfor- 
derliche Heimerziehung erübrigen kann, soweit nicht 
aus Gründen des konkreten Einzelfalles die Entfer- 
nung des jungen Menschen aus seinem bisherigen 
Milieu geboten ist und eine geeignete Pflegefamilie 
nicht zur Verfügung steht. 

14. Wie viele behinderte und verhaltensgestörte 
Kinder leben in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? In welchem Umfang stehen Plätze in 
heilpädagogischen Einrichtungen, Sonderkinder- 
gärten und Sonderschulen für diese Kinder zur 
Verfügung? Welche Vorstellungen hat die Bun- 
desregierung, um den Fehlbestand derartiger 
Plätze zu beseitigen? 

Die vorschulische und schulische Bildung und Erzie- 
hung behinderter Kinder ist nach Auffassung der 
Bundesregierung eine wesentliche Voraussetzung 
der Eingliederung dieses Personenkreises in die 
Gesellschaft. Nach der verfassungsrechtlichen Kom- 
petenzverteilung sind die Länder für diese Aufgabe 
zuständig. Der Bund beteiligt sich intensiv an der 
Lösung der Probleme, die über die Ländergrenzen 
hinaus von Bedeutung sind. Dies geschieht durch 
Mitarbeit in der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und im Deutschen Bildungsrat. Die 
zuständigen Bundesbehörden arbeiten ferner mit 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Län- 
dler eng zusammen. 

Das der Bundesregierung vorliegende Zahlenmate- 
rial über Platzbedarf und Platzangebot ist nicht voll- 
ständig. Es könnte nur durch eine Erhebung bei den 
Kultus- bzw. Sozialministern der Länder weiter kon- 
kretisiert und aktualisiert werden. 

Auf der Grundlage des zur Verfügung stehenden 
Materials kann die Bundesregierung folgende An- 
gaben machen: 

Vorschulischer Bereich 

Nach der vom Statistischen Bundesamt im April 
1966 über körperliche und geistige Behinderungen 
der Bevölkerung durchgeführten Mikrozensus-Zu- 
satzbefragung lebten damals in der Bundesrepublik 


104 000 Kinder unter 15 Jahren mit körperlichen 
oder geistigen Behinderungen (60 000 Knaben und 
44 000 Mädchen). Die Zahl der drei- bis sechsjährigen 
behinderten Kinder in der Bundesrepublik, die die 
Plätze in schulvorbereitenden Einrichtungen in der 
Hauptsache in Anspruch nehmen, wird demnach 
auf etwa 20 000 zu schätzen sein. In der obigen Er- 
hebung wurden verhaltensgestörte und lernbehin- 
derte Kinder nicht ermittelt. Im April 1974 wurde 
jedoch eine Mikrozensus-Zusatzbefragung über die 
körperlichen, geistigen und seelischen Behinderun- 
gen von Kindern durchgeführt. Hierbei wurde unter 
dem Erhebungsmerkmal „Art der Behinderung" in 
einer Position auch nach Angaben über „Verhaltens- 
störungen, Erziehungsschwierigkeiten, sonstige see- 
lische Behinderungen" gefragt. Die Ergebnisse wer- 
den voraussichtlich im 1. Halbjahr 1975 vorliegen. 

Schulvorbereitende Einrichtungen gibt es derzeit für 
Gehörlose und hochgradig Schwerhörige, stark 
Sprachbehinderte, schwer Körperbehinderte und 
geistig Behinderte. Für die großen Gruppen der 
Lernbehinderten und der Verhaltensgestörten gibt 
es nach den der Bundesregierung vorliegenden In- 
formationen keine schulvorbereitenden Einrichtun- 
gen, da die Diagnose dieser Störungen und Behinde- 
rungen im Vorschulalter noch nicht genügend ent- 
wickelt ist. 

Am 31. Dezember 1972 standen in Sonderkinder- 
gärten 1 1 507 Plätze für behinderte und verhaltens- 
gestörte Kinder zur Verfügung. Ende 1973 waren 
12 901 Plätze vorhanden. 

Angaben über heilpädagogische Einrichtungen lie- 
gen nicht vor. Hier fehlt es auch an einer Begriffs- 
bestimmung, nach der Institutionen, die sich mit der 
Durchführung heilpädagogischer Maßnahmen be- 
schäftigen, erfaßt werden könnten. Solche Maßnah- 
men werden heute in verschiedenartigen Einrich- 
tungen durchgeführt. Als Träger kommen insbe- 
sondere Sonderkindergärten und — im Sekundar- 
bereich — Sonderschulen in Betracht. Im Zuge der 
Arbeiten an dem Referentenentwurf eines Jugend- 
hilfegesetzes hat sich gezeigt, daß der Anteil der in 
unserem Lande im Wege der Fürsorgeerziehung 
und der Freiwilligen Erziehungshilfe betreuten Min- 
derjährigen, die einer heilpädagogischen Betreuung 
bedürfen, unerwartet groß ist (ca. 70 Vo dieses Per- 
sonenkreises). Die Bemühungen um ein bedarfs- 
deckendes Angebot entsprechender Maßnahmen 
müssen intensiviert werden. Die Bundesregierung 
wird dieser Frage im Rahmen des genannten Re- 
formvorhabens besondere Aufmerksamkeit widmen. 


Schulischer Bereich 

Nach der Empfehlung zur Ordnung des Sonderschul- 
wesens der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland vom 
16. März 1972 ist mit folgenden prozentualen An- 
teilen an sonderschulbedürftigen Kindern und Ju- 
gendlichen bezogen auf die Gesamtzahl der Vollzeit- 
schulpflichtigen, zu rechnen: 
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Blinde 

G,015 »/o 

Gehörlose 

0,05 

o/o 

Geistigbehinderte 

0,6 

o/o 

Körperbehinderte 

0,2 

o/o 

Lernbehinderte 

4,0 

o/o 

Schwerhörige 

0,18 

o/o 

Sehbehinderte 

0,1 

o/o 

Sprachbehinderte 

0,5 

o/o 

(dazu ambulant therapiebedürftige 1,0 V 

Verhaltensgestörte' 

1,0 

o/o 


(einschließlich der Kinder und Jugendlichen 
in Erziehungsheimen). 

Für jede dieser Behinderungsarten ist nach der vor- 
genannten Empfehlung ein eigener Sonderschultyp 
einzurichten. 

Auf der Grundlage der vorgenannten internationalen 
Schätz-Mittelwerte und unter Zugrundelegung der 
Daten der Bevölkerungsentwicklung aus der 4. ko- 
ordinierten Bevölkerungsvoraussdiätzung (ohne 
Wanderungen/ Variante 2) des Statistischen Bundes- 
amtes ergeben sich für das Bundesgebiet folgende 
Zahlen behinderter, schulpflichtiger Kinder und Ju- 
gendlicher im Alter von 6 bis unter 15 Jahren, für 
die Schulplätze in den einzelnen Sonderschultypen 
bereitzustellen sind; 


1975 

480 650 Schulplätze 

1980 

397 240 Schulplätze 

1985 

317 960 Schulplätze. 


Dieser Gesamtbedarf an Schulplätzen in Sonder- 
schulen gliedert sich wie folgt auf (die Ergebnisse 
der Schulstatistik 1972 werden in Klammern gegen- 
übergestellt) : 




Bedarf an 

(Schul- 

statistik 

1972) 

Behinderungsart 

Jahr 

Sonder- 

schul- 

plätzen 


Blind 


Gehörlose 


Geistigbehindert 


Körperbehindert 


Lernbehindert 


Schwerhörig 


Sehbehindert 


1975 

1 330 

1980 

1 100 

1985 

870 

1975 

4 440 

1980 

3 660 

1985 

2 930 

1975 

53 370 

1980 

44 100 

1985 

35 290 

1975 

17 790 

1980 

14 710 

1985 

11 760 

1975 

316 170 

1980 

261 220 

1985 

209 190 

1975 

12 460 

1980 

10 300 

1985 

8 240 

1975 

5 930 

1980 

4 890 

1985 

3 910 


1 670 

6 550 

20 100 

6 930 

303 140 

2 140 

1 330 


Behinderungsart 

Jahr 

1 

Bedarf an 
Sonder- 
schul- 
plätzen 

(Schul- 

statistik 

1972) 

Sprachbehindert 

19'?5 

29 640 

6 250 


1980 

24 500 



1985 

19 620 


Verhaltens- 

1975 

39 520 


gestört 

1980 

32 660 



1985 

26 150 



Für die Beantwortung der Frage, wie viele Plätze 
in Sonderschulen diesen Bedarf an Sonderschulplät- 
zen gegenüberstehen, wäre bei den für das Sonder- 
schulwesen zuständigen Ländern eine entsprechende 
Umfrage notwendig. Der Schulplatzbestand an Son- 
derschulen wird in der Empfehlung der Bildungs- 
kommission des Deutschen Bildungsrats „Zur pä- 
dagogischen Förderung behinderter und von Be- 
hinderung bedrohter Kinder und Jugendlicher" 
(Seite 154) in Übereinstimmung mit des Entwick- 
lungsplan für das Sonderschulwesen für das Jahr 
1970 wie folgt angegeben: 


Blinde 1 225 

Geistigbehinderte 19 419 

Gehörlose 5 002 

Körperbehinderte 5 703 

Lernbehinderte 200 443 

Schwerhörige 3 463 

Sehbehinderte ' 1 482 

Sprachbehinderte 5 222 

Verhaltensgestörte 12 868 


An gleicher Stelle ist auch der Ausbaubedarf an 
Sonderschulen aus der Sicht des Deutschen Bildungs- 
rats dargestellt. Demnach fehlten 1970 — gemessen 
am Platzbedarf 1985 — 23 583 Schulplätze an Schu- 
len für Geistigbehinderte, 15 798 Schulplätze an 
Schulen für Körperbehinderte, 18 038 Schulplätze an 
Schulen für Schwerhörige, 20 019 Schulplätze an 
Schulen für Sehbehinderte, 31 707 Schulplätze an 
Schulen für Sprachbehinderte und 29 401 Schul- 
plätze an Schulen für Verhaltensgestörte. 

Der Bestand an Sonderschulen hat sich seit 1970 
jedoch weiter stark vermehrt. Bereits in der Zeit 
von 1960 (1 106 Sonderschulen) bis 1971 (2 493 Son- 
derschulen) hat sich der Bestand an Sonderschulen 
mehr als verdoppelt. 

Die durchschnittliche Aufnahmekapazität der ein- 
zelnen Sonderschulen ist weiter gesteigert worden, 
ebenso die Schülerquote — von 1960 bis 1971 er- 
höhte sich die Schülerquote von 226 auf 406 in 
Sonderschulen betreute Schüler je 10 000 Kinder 
und Jugendliche im Alter der Vollzeitschulpflicht. 

Die Zahl der Klassen an Sonderschulen ist seit. 1970 
entscheidend gesteigert worden; sie hat sich in der 
Zeit von 1960 (6 480 Klassen) bis 1973 (24 600 Klas- 
sen) fast vervierfacht. 
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Die Lehrerzahl an Sonderschulen konnte in den 
letzten Jahren gesteigert werden; in der Zeit von 
1960 (6 237 hauptamtliche und hauptberufliche Leh- 
rer) bis 1973 (28 400 hauptamtliche und hauptberuf- 
liche Lehrer) wurde sie mehr als vervierfacht, ln 
der gleichen Zeit konnte die durchschnittliche Schü- 
lerzahl je Lehrer von 21,3 auf 13,3 gesenkt werden. 
Bei dieser Entwicklung sieht die Bundesregierung 
die ausreichende Bereitstellung von Sonderschul- 
plätzen innerhalb eines angemessen großen Zeit- 
raumes als sichergestellt an. 

Auf die Probleme der Sonderpädagogik geht der 
Bildungsgesamtplan in seinen Ziel-, Personal-, Sach- 
mittel-, und Flächennutzquoten sowie in einern Ka- 
talog konkreter Maßnahmen ein (vgl. Drucksache 
7/1474, insbesondere Seiten 23, 24). Eine eingehende 
Untersuchung der Kosten- und Finanzierungspro- 
bleme, die auch den Sonderschulsektor erfaßt, hat 
die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
in ihrem „Mittelfristigen Stufenplan für das Bil- 
dungswesen bis zum Jahre 1978" durchgeführt. Auf 
diesen Grundlagen bemühen sich Bund und Länder 
in Abstimmung mit der Empfehlung der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister zur Ordnung des Son- 
derschulwesens und der Empfehlung des Deutschen 
Bildungsrates zur pädagogischen Förderung Behin- 
derter, den Bildungsgesamtplan über die Deckung 
des Plätzebedarfs hinaus auch in qualitativer Hin- 
sicht stufenweise zu realisieren. 

Im Zusammenhang damit förderte der Bund in den 
letzten vier Jahren (1971 bis 1974) Modellversuche 
mit rd. 15 Millionen DM. Ziele dieser Modellver- 
suche sind die gemeinsame Förderung Behinderter 
und Nichtbehinderter, die Entwicklung und Erpro- 
bung von neuen Inhalten und Verfahren des Leh- 
rens und Lernens sowie Formen der ganztägigen 
Betreuung und des Einsatzes von technischen Un- 
terrichtshilfen zum Ausgleich der jeweiligen Be- 
hinderung. 

15. Welche Zahlen liegen der Bundesregierung 
über den Mißbrauch von Rauschmitteln und 
Drogen, Arzneimitteln, Alkohol und Nikotin 
bei Kindern vor? Welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, um den Mißbrauch der- 
artiger Stoffe durch Kinder wirksam zu be- 
kämpfen? 

Der Bundesregierung liegen Zahlen aus Umfragen 
und anderen Erhebungen vor, die Rückschlüsse auf 
die Häufigkeit des Mißbrauchs von Rauschmitteln, 
Drogen, Arzneimitteln, Alkohol und Nikotin bei Kin- 
dern zulassen. Um genauere Zahlen ermitteln zu 
können, müßten kostenaufwendige Langzeitstudien 
in Form von „ständigen Beobachtungen" durchge- 
führt werden. Nach Auffassung der Bundesregierung 
reichen die derzeit vorliegenden Angaben jedoch 
aus, um einen spezifischen Maßnahmenkatalog 
durchzuführen und fortzusdireiben. 

Aus einer repräsentativen Erhebung des Instituts 
für Jugendforschung, die im Herbst 1973 im Auftrag 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit durchgeführt worden ist, läßt sich entneh- 
men, daß zwischen 0,5 und 1,0 Vo der Kinder im Alter 
bis zu 13 Jahren schon einmal Rauschdrogen probiert 


haben. Bei den 14- bis 15jährigen sind es 7Vo. Re- 
gionale Untersuchungen zeigen schlechtere Ergeb- 
nisse. Insgesamt läßt sich sagen, daß sich das Pro- 
bieralter beim Mißbrauch illegaler Rauschdrogen 
vorverlagert hat. Dadurch sind besondere Gefähr- 
dungen entstanden, weil die geringer ausgeprägte 
Kritikfähigkeit eine niedrigere Hemmungsschwelle 
gegenüber Drogen bedingt, zudem eine andere 
„Rauscherwartungshaltung" besteht, die nicht mehr 
von den vergleichsw;eise weniger gefährlichen Dro- 
gen befriedigt werden kann, dafür jedoch vom Alko- 
hol und — nach einem häufigen Wechsel aller mög- 
lichen Drogen — von den suchtbildenden Stoffen. 
Die Bundesregierung beobachtet diese Entwicklung 
mit großer Aufmerksamkeit und paßt die laufenden 
Maßnahmen den Veränderungen ständig an. So 
wurde die „Anti-Drogen-Kampagne" unter Einbe- 
ziehung der Eltern direkt auf diese jüngere Ziel- 
gruppe ausgerichtet; die Lehr- und Unterrichtseinhei- 
ten für die Schule sind auf die Primarstufe abgestellt 
worden. 

Die Situation bei den Arzneimitteln ist schwierig 
zu übersehen. Von den 12- bis 13jährigen haben 2 Vo, 
von den 14- bis 15jährigen 8% Aufputschmittel ge- 
nommen. Dies kann sowohl aus eigenem Entschluß 
wie über ärztliche Verordnung als auch durch 
„Fremdmedikation" seitens der Eltern geschehen 
sein. Die erste Tablette hat noch kein Kind aus freien 
Stücken verlangt oder eingenommen. Zumeist wurde 
sie ihm gegen den eigenen Willen „verordnet". El- 
tern, die mit ihren Kindern Schwierigkeiten haben, 
benutzen häufig Arzneimittel wie eine „Erziehungs- 
hilfe", sei es um die Kinder zu beruhigen oder in den 
Schlaf zu bringen, sei es um sie vermeintlich besser 
auf den schulischen Leistungsanspruch vorzuberei- 
ten oder um sie zu kräftigen. Hier gelten dieselben 
Gesetze wie bei der Selbstmedikation von Erwach- 
senen, nur daß mit ihnen Verhaltensweisen bei Kin- 
dern und Jugendlichen eingeschliffen werden, die 
dem Mißbrauch häufig die Tür öffnen. Obwohl diese 
Entwicklung unverkennbar ist und deshalb im Maß- 
nahmenkatalog zur Verhütung und Bekämpfung des 
Mißbrauchverhaltens berücksichtigt wurde, wird 
man derzeit sagen können, daß die Bundesregierung 
die Situation in ihrer Entwicklung übersieht, so daß 
rechtzeitige vorbeugende und vorsorgende Hilfen 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Zur Situation des Konsums von Tabakerzeugnissen 
durch Kinder und Jugendliche haben sich keine neu- 
eren Erkenntnisse ergeben. Deshalb darf auf die Be- 
antwortung der Frage 4 in der Kleinen Anfrage der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 10. Mai 1974, 
Drucksache 7/2070 verwiesen werden. Dort wurde 
festgestellt, daß 69^/0 der 3- bis 12jährigen bereits 
einmal geraucht haben und 36 ®/o aller Schüler gele- 
gentlich oder regelmäßig rauchen. Von den 12- bis 
13jährigen bezeichnen sich 4 ®/o, bei den 14- bis 
17jährigen 25 Vo als ständige Raucher. Die Aufklä- 
rungsmaßnahmen der Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung haben diese Zielgruppen seit 
längerem miterfaßt. 

Beim Konsum alkoholischer Getränke durch Kinder 
und Jugendliche muß die Situation ebenso ernst ge- 
sehen werden wie beim Rauchen. Von den Drogen- 
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beauftragten der Länder wird übereinstimmend be- 
richtet, daß die Zahl jugendlicher Alkoholiker stark 
gestiegen ist, was sich nur zum Teil daraus erklärt, 
daß Jugendliche, die eine Ersatzbefriedigung suchen 
und früher zu illegalen Rauschdrogen griffen, heute 
in zunehmendem Maße Alkohol als Droge einsetzen. 
Die Anzahl derjenigen, die durch ihr Mißbrauchsver- 
halten eine psychische Notsituation signalisieren, 
scheint allgemein gewachsen zu sein. Damit deutet 
sich ein schwerwiegendes Problem an, das nur lang- 
fristig analysiert und durch umfassende Programme 
gelöst werden kann. 

Für das Trinkverhalten von Kindern und Jugend- 
lichen ist die Vorbildwirkung der Erwachsenen, in 
gewissem Umfange auch der verführende Anstoß 
durch die Werbung für alkoholische Getränke aus- 
schlaggebend. Herauszuheben ist die erschreckend 
leichtfertige Einstellung der Erwachsenen gegen- 
über derartigen Getränken und dem Problem des 
Alkoholismus ganz allgemein. Aus den der Bundes- 
regierung vorliegenden Erhebungsdaten läßt sich 
entnehmen, daß eine bedenkliche Vorverlegung des 
Trinkbeginns festzustellen ist. Auf die Frage: „Von 
welchem Alter ab könnte Ihrer Meinung nach ein 
Kind oder ein Jugendlicher ruhig mal ein Glas Bier 
oder Wein trinken?" antwortete fast ein Drittel der 
Befragten dies könne vor dem 14. Lebensjahr ge- 
schehen. Auffallend ist, daß diese Nennung mit 42 ^/o 
bei den 16 bis 29 Jahre alten Befragten am häufig- 
sten kommt und bei den über 60jährigen mit 23 % 
am seltensten. Aufgrund einer Untersuchung von 
WIESNER, die auf Erhebungen aus dem Jahre 1967 
beruht, muß angenommen werden, daß sich in die- 
sem vergleichsweise kurzen Zeitabstand die Situa- 
tion deutlich verändert hat. 

Da bei Kindern und Jugendlichen durch übermäßigen 
Alkoholkonsum weit früher als bei Erwachsenen 
körperliche und geistig-seelische Schäden entstehen, 
hat die Bundesregierung ihre Kenntnis der Situation 
zum Anlaß genommen, mit gezielten Maßnahmen 
der Aufklärung, der Früherfassung, Beratung und 
Behandlung sowie zur Einschränkung der Verfügbar- 
keit alkoholischer Getränke dem Mißbrauchsverhal- 
ten in diesen Gruppen entgegenzuwirken. Bund und 
Länder werden zudem ein gemeinsames Aktionspro- 
gramm im Rahmen ihrer Maßnahmen zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs spe- 
ziell zu diesem Teilbereich durchführen. 

17. Wie viele Kinder von ausländischen Arbeit- 
nehmern besuchen in der Bundesrepublik 
Deutschland Kindergärten und Schulen? Inwie- 
weit kommen sie sonst in den Genuß von 
Jugendhilfe und außerschulischer Jugendbil- 
dung? Aus welchem Grund ist ein Programm 
„Hilfen für Kinder und Jugendliche in Gast- 
arbeiterfamilien" immer noch nicht in den 
Bundesjugendplan aufgenommen worden, ob- 
wohl die Bundesregierung in dem Entwurf des 
Perspektivplanes zum Bundesjugendplan selbst 
erklärt hat: „Das Programm soll schnellstmög- 
lich in den Bundesjugendplan aufgenommen 
und mit Vorrang ausgebaut werden."? 

Nach einer repräsentativen Untersuchung der Bun- 
desanstalt für Arbeit befanden sich im Jahre 1972 
— neuere umfassende Zahlen stehen nicht zur Ver- 


fügung — in der Bundesrepublik etwa 953 000 Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer einschließlich der über 
21jährigen. Von diesen waren 402 000 (42 Vo) im 
Jahre 1966 oder später geboren, 202 000 (21 Vo) zwi- 
schen 1961 und 1965, 154 000 (16 Vo) zwischen 1956 
und 1960 und die übrigen 195 000 (21 Vo) im Jahre 
1955 oder früher. Weitaus die meisten Kinder der 
heute in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
ausländischen Arbeitnehmer befinden sich also im 
vorschulischen Alter. 

Von den Kindern ausländischer Arbeitnehmer be- 
suchten 307 000 die Schule und 85 000 einen Kinder- 
garten. 31 000 standen in einem betrieblichen Lehr- 
oder in einem Anlernverhältnis, 151 000 waren an- 
derweitig beschäftigt. 

Den Kindern ausländischer Arbeitnehmer werden 
von den Gemeinden, Wohlfahrts- und Jugendver- 
bänden und privaten Initiativgruppen im Rahmen 
der Jugendhilfe und der außerschulischen Jugend- 
bildung vielfältige Angebote gemacht. Die Betreu- 
ung durch die Jugend- und Wohlfahrtsverbände ver- 
mochte allerdings bisher die Schwierigkeiten der An- 
passung bzw. der Eingliederung nur unvollkommen 
zu beseitigen. Die örtlichen Beratungsstellen der 
Wohlfahrtsverbände stehen vor einer solchen Viel- 
falt von Aufgaben — sowohl hinsichtlich der Anzahl 
der Personen als auch der Aufgabenbereiche — daß 
sie sich der Frage der Integration ausländischer Kin- 
der nur als einer von vielen Aufgaben widmen kön- 
nen. Einige Jugendverbände führen Gruppenarbeit 
mit ausländischen Jugendlichen durch. Jedoch kann 
auch hier bisher nur ein kleiner Teil dieser Jugend- 
lichen erreicht werden. Ein besonderes Problem bil- 
den die jugendlichen Ausländer, die das deutsche 
Schulsystem ohne Hauptschulabschluß verlassen und 
deshalb kein Ausbildungsverhältnis eingehen kön- 
nen. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat deshalb in Verbindung mit dem Internatio- 
nalen Bund für Sozialarbeit das Modell eines Aus- 
bildungsvorbereitungsjahres entwickelt, durch das 
die jugendlichen Ausländer zu einer Berufsausbil- 
dung befähigt und motiviert werden sollen. Die Maß- 
nahme, die insgesamt 12 Monate dauert, wird zu- 
nächst als Modell in mehreren Städten der Bundes- 
republik erprobt. 

Im Jahre 1975 sollen im Rahmen des Bundesjugend- 
plans Mittel in begrenztem Umfange für derartige 
Modelle zur Verfügung gestellt werden. 

18. Wie viele Kinder konnten in den letzten Jah- 
ren mit oder ohne ihre Familien eine Erho- 
lungsreise antreten? 

Was tut die Bundesregierung, um die Familien- 
ferien zu fördern? 

Welchen Beitrag kann die Bundesregierung 
leisten, daß mehr Kinder als bisher einen Er- 
holungsurlaub verbringen können? 

Die Bundesregierung sieht in den Fragen der Kinder- 
und Jugenderholung nicht nur ein Problem der Teil- 
nahme an Erholungsreisen. 

Eine Verbesserung der Freizeit- und Erholungsmög- 
lichkeiten für Kinder und Jugendliche muß zunächst 
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davon ausgehen, daß Freizeit und Erholung zum 
weitaus überwiegenden Teil an die Wohnung und 
die Wohnumgebung gebunden sind, zu einem kleine- 
ren Teil an die Wochenend- bzw. Naherholung und 
nur zum kleinsten Teil an einmalige Urlaubs- oder 
Ferienreisen im Jahr. Die Verbesserung der Freizeit- 
und Erholungsbedingungen für die Kinder muß daher 
vordringlich bei der Ausstattung der Wohnungen, 
der Wohngebäude und der Wohnumgebung selbst 
ansetzen. Allerdings bedarf gerade die Schaffung 
wohnungsnaher Freizeit- und Erholungsangebote 
erheblicher Forschungsbemühungen. Entsprechende 
Untersuchungen werden vorbereitet. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage zur Förderung von Angeboten 
für Freizeit und Erholung (Drucksache 7/1948) darauf 
hingewiesen, daß sie der Entwicklung gezielter Maß- 
nahmen zum Abbau gruppenspezifischer Benachteili- 
gungen im Bereich von Freizeit und Erholung eine 
hohe Priorität einräumt. Dies gilt insbesondere für 
die in Erwägung gezogene Förderung beispielhafter 
und überregional bedeutsamer, integrierter Frei- 
zeit-Modellvorhaben. Zu den in bezug auf Freizeit 
und Erholung in mancherlei Hinsicht benachteiligten 
Gruppen zählen auch Kinder und Jugendliche. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird die Informations- und Öffentlich- 
keitsarbeit im Bereich Freizeit und Erholung stärker 
als bisher auf in dieser Hinsicht benachteiligte Grup- 
pen ausrichten. Dazu gehört die Aufklärung über 
gesundheitsgerechtes und erholsames Freizeitver- 
halten insbesondere auch bei Familien mit kleinen 
Kindern. 

Den Urlaub oder die Ferien in anderer Umgebung 
verleben zu können, ist in der Regel zwar kein Er- 
satz, jedoch eine wichtige Ergänzung zu Freizeit- 
und Erholungsmöglichkeiten am Wohnort, die das 
ganze Jahr über nutzbar sind. Gemeinsame Ferien 
von Eltern und Kindern können in besonderem 
Maße geeignet sein, den Zusammenhalt der Familie 
zu fördern. 

Die Erhebung über Urlaubs- und Erholungsreisen 
1971 im Rahmen des Mikrozensus weist nach, daß 
von den Kindern im Alter 0 — unter sechs Jahre 
rd. 1,6 Millionen, 6 bis 14 Jahre rd. 3,2 Millionen, 
von den Jugendlichen bis 18 Jahre rd. 1,3 Millionen 
an Urlaubs- und Erholungsreisen von fünf und mehr 
Tagen Dauer teilgenommen haben. Der Anteil der 
Kinder bis 14 Jahre an der Gesamtzahl der Urlau- 
ber 1971 betrug 18,5 Vo. Neuere Ergebnisse der amt- 
lichen Statistik liegen nicht vor. 

Nach einer im Frühjahr 1974 durchgeführten Er- 
hebung des Studienkreises für Tourismus haben im 
Jahre 1973 rd. 40 000 Familien mit insgesamt 100 000 
Kindern ihren Urlaub in den aus öffentlichen Mitteln 
errichteten Familienferienstätten gemeinnütziger 
Träger verbracht. Aus einer vom Marplan-Institut 
auf der Grundlage der Reiseanalyse 1973 des Stu- 
dienkreises für Tourismus aufgestellten Hochrech- 
nung geht überdies hervor, daß 1973 rd. 4,9 Millio- 
nen Kinder an einer Ferienreise von mindestens 
Stägiger Dauer in Begleitung mindestens eines Fa- 
milienangehörigen teilnahmen. über die Zahl der 
Kinder, die ohne Begleitung eines oder mehrerer 


Familienangehörigen in Ferien fahren konnten, liegt 
kein gesichertes statistisches Datenmaterial vor. 
Auch der beträchtliche Umfang der vielfältigen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Freizeit- und Erho- 
lungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen 
von seiten der Gemeinden (z. B. Stadtranderholung), 
Wohlfahrts- und Jugendverbände ist bisher stati- 
stisch nicht erfaßt. 

Die Förderung der laufenden Familienferienmaßnah- 
men fällt in den Aufgabenbereich der Bundesländer. 
Die Bundesregierung unterstützt und ergänzt die 
Bemühungen der Länder und Gemeinden durch eine 
Reihe gezielter Initiativen. Sie fördert insbesondere 
den Bau und die Einrichtung von Familienferien- 
stätten als überregionale und Modellmaßnahme. 

Familienferienstätten sind besonders wichtig für 
kinderreiche Familien, Familien mit behinderten 
Kindern, Familien in schwierigen Wohnverhältnis- 
sen sowie solche Familien, in denen ein Elternteil 
nicht dauernd in der Familiengemeinschaft lebt. Die 
finanziellen Aufwendungen des Bundes auf diesem 
Sektor betragen seit 1956 nahezu 80 Millionen DM. 
Allein für das Jahr 1974 wurden rd. 13,0 Millionen 
DM im Bundeshaushalt für den Familienstättenbau 
bereitgestellt. 7,0 Millionen DM wurden zusätzlich 
im Rahmen des Sonderprogramms der Bundesre- 
gierung zur regionalen und lokalen Abstützung der 
Beschäftigung vom 25. September 1974 bewilligt. 
Mit Hilfe der Investitionen von Bund und Ländern 
konnten seit 1956 bisher insgesamt 140 gemein- 
nützige Familienferienstätten mit rd. 18 000 Betten 
errichtet werden. 

Darüber hinaus bemüht sich die Bundesregierung 
ständig um den weiteren quantitativen und quali- 
tativen Ausbau des Angebots an Ferienmöglichkei- 
ten für Familien und Kinder. Diesem Ziel dient u. a. 
die vom Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit in Zusammenarbeit mit den ober- 
sten Jugendrbehörden der Länder, den kommunalen 
Spitzenverbänden, den Arbeitskreisen für Familien- 
erholung und dem Studienkreis für Tourismus ent- 
wickelte Konzeption zur Förderung der Familiener- 
holung, über die die Bundesregierung in ihrer Ant- 
wort auf eine Kleine Anfrage zur Förderung des Fa- 
milienurlaubs (Drucksache VI/3702) berichtet hat. 

In Ergänzung zur bisherigen Form der Förderung 
des Baues von Ferienstätten werden neue Wege 
gesucht, um allen Familien unter stärkerer Inan- 
spruchnahme des kommerziellen Urlaubsmarkts zu 
entsprechenden Urlaubsmöglichkeiten zu verhelfen. 
Dabei müssen die Ausweitung preisgünstiger und 
familiengerechter Urlaubsangebote und eine Stär- 
kung der Marktfähigkeit der Familien sich gegen- 
seitig ergänzen. Die Bundesregierung strebt daher 
im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Möglich- 
keiten die Harmonisierung der gegenwärtig unter- 
schiedlichen Regelungen zur individuellen Urlaubs- 
förderung finanzschwacher Familien an. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat in Zusammenarbeit mit dem Deut- 
schen Fremdenverkehrsverband in einer Auflage 
von 120 000 Exemplaren ein umfangreiches Fami- 
lienferienstättenverzeichnis herausgegeben, in dem 
neben den gemeinnützigen Einrichtungen zahl- 
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reiche familienfreundliche Pensionen, Gasthöfe u. a. 
Ferienunterkünfte aufgeführt sind. Es enthält ge- 
genwärtig rd. 3 500 geeignete Ferienanschriften mit 
rd. 240 000 Betten, d. s. rd. 15 ®/o der Gesamtkapazi- 
tät des Fremdenverkehrsgewerbes. Das Verzeichnis 
1975/76 wird 600 zusätzliche Anschriften mit weite- 
ren 30 000 Betten ausweisen. Das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit versucht auf 
diese Weise in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Fremdenverkehrsverband u. a. auf eine familien- 
freundlichere Strukturierung und Gestaltung des 
Urlaubsmarktes hinzuwirken. Die Bundesregierung 
prüft, ob diesem Ziel auch durch eine verstärkte 
Berüdcsichtigung der Erfordernisse von Familien- 
ferien bei der allgemeinen Fremdenverkehrspolitik 
näher gekommen werden kann. 

Nach der amtlichen Jugendhilfestatistik gab es 1972 
im Bundesgebiet 623 Kur-, Heil-, Genesungs- und 
Erholungsheime für Minderjährige mit ingesamt 
46 558 verfügbaren Plätzen. Dieses Platzangebot 
wurde verstärkt durch 1973 örtliche Einrichtungen 
von Gemeinden und freien Trägern, die Kindern 
insbesondere in den Ferienmonaten am Wohnort 
Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten bieten (Tages- 
erholungsstätten), sowie 532 Ferienkolonien und 
feste Zeltlagerplätze. 

Die Aufwendungen der öffentlichen Hand für Maß- 
nahmen der Kinder- und Jugenderholung betrugen 
nach der amtlichen Jugendhilfestatistik im Jahr 1972 
insgesamt 100 832 000 DM, d. s. 5 ®/o der Gesamtaus- 
gaben für den Sektor Jugendhilfe. Der Mittelauf- 
wand für 1972 stellt gegenüber 1971 eine Steige- 
rung um 6,6 Millionen DM = 7 ®/o dar. 

Die Bundesregierung gewährt seit Jahren in erheb- 
lichem Umfang Investitionszuwendungen für die Er- 
richtung von Kinder- und Jugenderholungsstätten 
in den Gebieten längs der Grenze zur DDR. 

Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche bieten darüber hinaus in besonderem 
Maße die Jugendherbergen an. Die offizielle Jahres- 
statistik 1973 des Deutschen Jugendherbergswerkes 
weist für die 622 Jugendherbergen der Bundesrepu- 
blik insgesamt 2 412 606 Übernachtungen im Rahmen 
von Freizeit- und Erholungsangeboten für Kinder 


und Jugendliche aus. Erfahrungsgemäß werden sol- 
che — durchschnittlich 2 bis 3 Wochen dauernde — 
Freizeitangebote überwiegend von Minderjährigen 
unter 14 Jahren wahrgenommen. Die Bundesregie- 
rung fördert aus Mitteln des Bundesjugendplans den 
Bau und die Einrichtung von Jugendherbergen als 
überregionale und Modellmaßnahmen. Für das 
Haushaltsjahr 1975 sind im Rahmen des Jugendher- 
bergs-Bauprogramms wiederum 3 Millionen DM ein- 
geplant. 

In die Reihe ihrer vielfältigen Bemühungen, die 
Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten von Kindern 
und Jugendlichen zu verbessern, gehören neben ge- 
zielten Förderungs — und Aufklärungsmaßnahmen 
vor allem auch die rechtliche Verankerung dieses 
Bereichs im Referentenentwurf eines Jugendhilfe- 
gesetzes sowie seine Einbeziehung in einen Stufen- 
plan zum Ausbau der außerschulischen Jugendbil- 
dung, der von einer ad-hoc-Gruppe der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung vorbereitet wird. 

Eine gezielte Informationshilfe stellt die von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft „Hilfe für Behinderte" 
mit finanzieller Unterstützung des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit heraus- 
gegebene Broschüre „Urlaub, Ferien, Freizeit, Er- 
holung und Kuren für Familien mit kranken und 
behinderten Kindern" dar. 

19. Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht fest, 
daß der Entwurf eines neuen Jugendhilfege- 
setzes noch in dieser Legislaturperiode im 
Parlament eingebracht und verabschiedet wird? 

Mit Rücksicht auf die Haushaltssituation der Ge- 
bietskörperschaften und ihre z. Z. nicht genau ab- 
schätzbare Entwicklung hat die Bundesregierung im 
Einvernehmen mit den Ministerpräsidenten der Län- 
der und dem Deutschen Städtetag die 'Vorlage 
eines Regierungsentwurfs zunächst zurückgestellt. 
Die Neuregelung des Jugendhilferechts hat und be- 
hält für die Bundesregierung hohe Priorität. Das 
federführende Bundesministerium für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit hat die Vorarbeiten abge- 
schlossen. Die Bundesregierung hat jedoch eine Ge- 
samtverantwortung für die Situation der öffent- 
lichen Haushalte auch in Ländern und Gemeinden. 
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